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		  (K)ein Ende und ein Anfang 
Die Nationalen Präventionsprogramme Alkohol, Tabak, Ernährung und Bewegung sowie das Massnahmen-
paket Drogen sind nach acht Jahren Laufzeit im Dezember 2016 zu Ende gegangen. Mit ihnen ist man dem 
übergeordneten Ziel, die Lebensqualität des Einzelnen zu erhalten oder zu steigern, ein gutes Stück näher 
gekommen. So sind heute die Menschen durch das Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen weniger 
Tabakrauch ausgesetzt, der risikoreiche Alkoholkonsum ging zurück und mehr Menschen bewegen sich 
regelmässig. Die bisherigen Massnahmen fliessen in die beiden neuen Strategien Sucht und Prävention 
nichtübertragbarer Krankheiten (NCD) ein. In diesem Spectra wird das Geleistete vorgestellt. 

		�  Die Programme aus Evaluatorensicht 
Unser Interviewpartner Andreas Balthasar von Interface Politikstudien hat die Programme Alkohol, Ta-
bak, Ernährung und Bewegung sowie das Massnahmenpaket Drogen evaluiert. Interessiert hat uns unter 
anderem, wo er die Erfolge der Programme ausmacht. Weiter haben wir uns darüber unterhalten, wie 
wichtig realistische Ziele bei der Erarbeitung von Programmen sind, was ein gutes Wirkungsmodell für 
die Akteure bedeutet und wo er die Herausforderungen der neuen Strategien Sucht und NCD sieht. 

		�  Betrachtung der Kantone 
Die Kantone waren ein zentraler Partner bei der Umsetzung der Massnahmen der Programme Alkohol, 
Tabak, Ernährung und Bewegung und des Massnahmenpakets Drogen und sind es auch für die neuen 
Strategien Sucht und NCD. Stefan Leutwyler, stellvertretender Zentralsekretär der kantonalen Gesundheits-
direktorinnen und -direktoren, zieht eine positive Bilanz über die acht Jahre Laufzeit. Und er ist überzeugt, 
dass Prävention und Gesundheitsförderung sich nicht nur lohnen, sondern geradezu Bedingung und Vor-
aussetzung für ein bezahlbares Gesundheitswesen der Zukunft sind. 
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Ein gesunder Lebensstil zahlt sich aus
Gesundheit ist ein hohes Gut.  
Dies wird uns dann besonders 
bewusst, wenn wir krank sind. Der 
Gesundheit Sorge zu tragen, ist eine 
Aufgabe, die uns ein Leben lang 
begleitet – denn Gesundheit ist nicht 
nur Schicksal. Sie hängt zu einem 
wesentlichen Teil vom eigenen 
Verhalten und von gesundheitsför-
derlichen Rahmenbedingungen ab. 
Genau hier haben die Nationalen  
Präventionsprogramme zu den 
Risikofaktoren Alkohol, Tabak, Ernäh-
rung und Bewegung sowie das 
Massnahmenpaket Drogen angesetzt.  
Das übergeordnete Ziel der Arbeit 
der vergangenen acht Jahre war es, 
die Lebensqualität des Einzelnen zu 
erhalten oder zu steigern. Diesem 
Ziel sind wir ein Stück näher gekom-
men, sodass wir heute sagen kön-
nen: Wir sind auf einem guten Weg. 

Wenn ich gesund bin, habe ich tausend 
Wünsche, wenn ich krank bin, habe ich 
nur einen Wunsch! Diese Aussage zeigt, 
dass uns die Bedeutung der Gesundheit 
oft erst bewusst wird, wenn wir sie ver-
loren haben. Das Gute ist, dass es Mög-
lichkeiten gibt, die Gesundheit zu erhal-
ten oder wieder zu verbessern. Das 
Zauberwort heisst Prävention. 
Die Verbesserung der Hygiene, das Ver-
hindern von Mangelernährung, die bes-
seren Wohn- und Arbeitsbedingungen 
sowie die Einführung der Impfungen wa-
ren wichtige Errungenschaften im letz-
ten und vorletzten Jahrhundert und ha-
ben dazu beigetragen, die Gesundheit 
der Bevölkerung zu erhöhen und Krank-
heiten vorzubeugen. Heute stehen wir 
vor neuen Herausforderungen. Der mo-
derne Lebensstil führt zwar zu vielen An-

nehmlichkeiten, ist aber auch mit neuen 
Problemstellungen verbunden: Stunden-
langes Sitzen vor dem Computer hat die 
körperliche Arbeit abgelöst, wir verpfle-
gen uns schnell unterwegs, suchen den 
grossen Kick in neuen Drogen. Jahrzehn-
telang wurde uns das Rauchen als Inbe-
griff der Freiheit vorgegaukelt. Alkohol 
ist rund um die Uhr, überall und günstig 
erhältlich und für mehr Bewegung müss-
te man sich einen Platz im ausgebuchten 
Terminkalender suchen.
Prävention muss also im Alltag beginnen 
und sich diesen Herausforderungen stel-
len. Genauso, wie das Zähneputzen vor 
dem Zubettgehen heute eine Selbstver-
ständlichkeit ist. Damit dies gelingen 
kann, braucht es Information, Unterstüt-
zung, günstige Rahmenbedingungen und 
einfache Rezepte. Hier haben die vier 
Präventionsprogramme angesetzt und 
versucht, einen Beitrag zu leisten.

Massnahmenmix, gemeinsam 
mit zahlreichen Akteuren 

Der Bundesrat hat bereits vor Jahren er-
kannt, dass die Gesundheit der Bevölke-
rung durch ein koordiniertes Vorgehen 
der Akteure gefördert werden kann. Aus 
diesem Grund hat er beschlossen, neben 
dem bereits in den 90er-Jahren gestarte-
ten Massnahmenpaket Drogen die Natio-
nalen Programme Tabak, Alkohol, Er-
nährung und Bewegung aufzusetzen. Im 
Auftrag des Bundesrates legte das BAG 
die Stossrichtung der Programme fest 
und priorisierte Massnahmen. Partner 
aus verschiedenen Disziplinen wurden 
miteinbezogen und prägten mit ihrem 
Wissen und ihren Stärken im jeweiligen 
Fachgebiet die Programme. Dies waren 
insbesondere die Kantone, das Bundes-
amt für Sport (BASPO), das Bundesamt 

für Lebensmittelsicherheit und Veterinär-
wesen (BLV), die Eidgenössische Alkohol-
verwaltung (EAV), der Tabakpräventions-
fond (TPF) und die drei eidgenössischen 
Kommissionen, die sich mit Prävention 
beschäftigen (Tabak, Alkohol, Drogen). 
Gemeinsam mit verschiedenen Fachver-
bänden und NGOs haben sie die Umset-
zung der Programme mitgetragen und im 
Laufe der Jahre auch die Zusammenar-
beit untereinander stetig intensiviert. 
Erfolgreiche Prävention beinhaltet eine 
ausgewogene Kombination aus verschie-
denen Massnahmen und einen regel- 
mässigen Austausch zwischen den Ak-
teuren. Die Programme wurden darauf 
ausgerichtet, die Eigenverantwortung 
und die Gesundheitskompetenz des Indi-
viduums zu stärken. Durch Monitoring 
und Evaluation wurden die wissenschaft-
lichen Evidenzen, Konsumzahlen und 
Good-Practice-Aktivitäten erhoben. Die 
Bevölkerung wurde in Kampagnen über 
Risiken und Unterstützungsangebote in-
formiert. Doch Wissen alleine reicht 
nicht aus: Es braucht auch gesundheits-
förderliche Rahmenbedingungen. So 
führten beispielsweise der Bau eines si-
cheren Veloweges und attraktive Raum-
planung dazu, dass sich mehr Menschen 
mit dem Velo oder zu Fuss statt mit dem 
Auto zur Arbeit begeben und dabei als 
erwünschten Nebeneffekt ihren Kreislauf 
in Schwung halten. Kantinen achten auf 
ein ausgewogenes Ernährungsangebot 
und Firmen bieten ihren Mitarbeitenden 
Sportkurse an. Lebensmittel mit geringe-
rem Salz- oder Zuckergehalt gelangten 
dank freiwilligen Massnahmen der Wirt-
schaft auf den Markt. Auch gesetzliche 
Regulierungen wie das Gesetz zum 
Schutz vor Passivrauchen leisteten einen 
wichtigen Präventionsbeitrag. 

Prävention wirkt und lohnt sich
Mit den Interventions- und Informations-
angeboten, die im Rahmen der Program-
me erarbeitet wurden, konnte den Betrof-
fenen aufgezeigt werden, wie sie mit 
einfachen Massnahmen im Alltag ihre 
körperliche und geistige Leistungsfähig-
keit verbessern können. Auch wurden die 
Menschen dafür sensibilisiert, dass ein 
Rauchstopp und ein massvoller Alkohol-
konsum ihr Wohlbefinden steigert und zu 
mehr Lebensqualität führt. Treppenstei-
gen anstelle des Liftes, der tägliche Pau-
senapfel oder ausgewogenere Menüs in 
der Kantine sind kleine, alltägliche Bei-
träge an die Gesundheit und an das per-
sönliche Wohlbefinden. Denn wer einen 
gesunden Lebensstil pflegt, bleibt länger 
gesund und kann das Leben mehr genie-
ssen. Dies sind Vorteile für das Individu-
um, aber auch die Gesellschaft profitiert. 
Eine gesunde Person entlastet das solida-
risch ausgestaltete Gesundheitssystem, 
da sie weniger Leistungen benötigt oder 
sie erst viel später beansprucht. 
Die Wirkung von Präventionsaktivitäten 
auf das Gesundheitssystem wird oft erst 
nach längerer Zeit sichtbar. Dennoch 
konnten in diesen acht Jahren verschie-
dene positive Trends beobachtet werden. 
Das Gesetz zum Schutz vor Passivrau-
chen erfüllt seinen Zweck: Der Anteil 
Menschen, welche dem schädlichen Ta-
bakrauch ausgesetzt waren, reduzierte 
sich massiv. Dies führte innert kurzer 
Zeit zu einem Rückgang der Hospitalisie-
rungen aufgrund von Herzinfarkten von 
rund 20 Prozent. Auch der risikoreiche 
Alkoholkonsum ging zurück, insbesonde-
re bei den Jugendlichen. Die Zahl der 
Menschen, die sich regelmässig bewegen, 
ist den letzten Jahren gestiegen. Und der 
Anteil der übergewichtigen Jugendlichen 

Forum

Vom Massnahmenpaket Drogen 
zu Gesundheit2020 

Die Weiterentwicklung der Schweizer 
Suchtpolitik steht in den nächsten Jahren 
vor mehreren Herausforderungen. Die 
grösste Herausforderung ist die Gewähr-
leistung einer kohärenten Politik, mit der 
die Probleme bezüglich Verwendung, 
Konsum, Vermarktung und Produktion 
von süchtig und krank machenden  
Substanzen verringert werden können.
Konkret bedeutet dies, dass die Suchtpoli-
tik die Giftigkeit des Produkts und/oder 
das Risiko für die Betroffenen und die 
Gesellschaft berücksichtigen muss. Sie 
soll nicht nur die Auswirkungen auf die 
physische und psychische Gesundheit 
verhindern und eindämmen, sondern 
auch die soziale Integration der Konsu-
mentinnen und Konsumenten fördern 
sowie riskante Verhaltensweisen reduzie-
ren. Zudem muss sie die Betroffenen und 
ihre Angehörigen respektvoll behandeln 
und gleichzeitig die Schutz- und Sicher-
heitsbedürfnisse der Gesellschaft erfül-
len, wobei ein besonderes Augenmerk 
auf Kinder und Jugendliche zu richten ist. 
Zur Bewältigung dieser Herausforderun-

gen ist es ganz wichtig, über die Debatte 
um den Rechtsstatus bewusstseinsverän-
dernder Substanzen hinauszugehen, um 
die verschiedenen Marktregulierungsmo-
delle zu diskutieren. Ausserdem sollten 
die Substanzen eher entkriminalisiert als 
verboten werden. Das bedeutet, dass für 
jede Substanz je nach individuellem und 
gesellschaftlichem Schädlichkeitsgrad ein 
geeigneter, spezifischer Marktregulie-
rungsmechanismus gefunden werden 
muss. Als Vorbild kann das System zur 
Regulierung und Entkriminalisierung von 
Cannabis dienen, das kürzlich in be-
stimmten Ländern wie Uruguay oder 
gewissen US-Bundesstaaten eingeführt 
wurde. In der Schweiz muss man auf-
grund der aktuellen Cannabisdebatten 
ermöglichen, neue drogenpolitische Lö-
sungen auszuprobieren, insbesondere 
mithilfe von Pilotprojekten.
Angesprochen werden muss auch die  
Rolle des Föderalismus, der als Chance 
wie auch als Hindernis für die Einführung 
einer kohärenten Suchtpolitik gesehen 
werden kann. Da das Betäubungsmittel-
gesetz ein Bundesgesetz ist, dessen Um-
setzung Sache der Kantone ist, ermöglicht 

es die Einführung von massgeschneider-
ten Lösungen, die auf kantonale Proble-
me eingehen. Das führt jedoch zu einer 
uneinheitlichen, manchmal sogar gegen-
sätzlichen Drogenpolitik. Für Suchtbetrof-
fene gibt es daher je nach Wohnort unter-
schiedliche Möglichkeiten zur Behandlung 
und Schadensminderung. Das Massnah-
menpaket MaPaDro des Bundes, dessen 
Ziel die Reduzierung der Drogenprobleme 
war, ermöglichte eine bessere Koordinati-
on und vermehrte Unterstützung der Ak-
teure der Drogenpolitik. Die Massnahmen 
zeigen, dass ein weniger riskanter Kon-
sum ein mögliches und nötiges Ziel ist, 
und zwar nicht nur bei herkömmlichen 
Drogen, sondern auch in allen anderen 
Bereichen, die zu Abhängigkeiten führen 
können, wie Spiele oder übermässige 
Internetnutzung. Man muss daher weiter-
hin Massnahmen fördern, mit denen sich 
die gesetzten gesundheitspolitischen 
Ziele sowie eine verantwortungsvolle 
Verwendung der Substanzen erreichen 
lassen, wobei die Wirkung der getroffe-
nen Massnahmen zu überprüfen ist.  
Projekte zur Cannabisregulierung können 
somit auf dem Weg hin zu einem weniger 

riskanten Konsum eine logische Fortset-
zung der bisher eingeführten Massnah-
men sein. Schliesslich ist das MaPaDro in 
die Weiterentwicklung der Nationalen 
Strategie Sucht einzubeziehen, die Teil der 
Gesamtstrategie Gesundheit2020 ist. 
Suchtpolitik kann nämlich nicht isoliert 
betrieben werden, als wäre sie ein völlig 
eigenständiger politischer Bereich. Viel-
mehr muss die Verzahnung mit anderen 
Bereichen wie der Sozialpolitik oder sogar 
der Wirtschaftspolitik berücksichtigt  
werden.

Marina Carobbio, Nationalrätin Kanton 
Tessin, Präsidentin Nationale Arbeitsge-
meinschaft Suchtpolitik (NAS-CPA)
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Ein gesunder Lebensstil zahlt sich aus
hat sich nach jahrelangem Anstieg stabi-
lisiert. Ausserdem möchte mehr als die 
Hälfte der Menschen, die rauchen, damit 
aufhören. Wir haben also dank den Nati-
onalen Präventionsprogrammen Tabak, 
Alkohol und Ernährung und Bewegung 
in den letzten acht Jahren einiges er-
reicht. Dank dem Massnahmenpaket 
Drogen, welches auf der international als 
vorbildlich geltenden Schweizer Viersäu-
lenpolitik basiert, steht den Betroffenen 
ein umfangreiches Hilfsangebot im Be-
reich der Prävention, der Therapie und 
der Schadensminderung zur Verfügung. 
Dies führte zu einem erheblichen Rück-
gang der Todesfälle und der Beschaf-
fungskriminalität, zu einer besseren Ge-
sundheit der Abhängigen und dem 
Verschwinden der offenen Drogenszenen.
Prävention lohnt sich auch auf volkswirt-
schaftlicher Ebene. Jeder Franken, der 
in die Präventionsarbeit investiert wird, 
zahlt sich um ein Vielfaches aus. Hinzu 
kommen die Vorteile, die unbezahlbar 
sind und bleiben: die länger währende 
Gesundheit und die gewonnene Lebens-
qualität. 

Die zunehmende Bedeutung der 
nichtübertragbaren Krankheiten

Die drei Programme und das Massnah-
menpaket wurden erfolgreich abge-
schlossen. Doch Lebensumstände än-
dern sich stetig. Es braucht daher eine 
kontinuierliche Anpassung der Strategi-
en und Massnahmen. Ein Blick auf die 
Krankheiten, die in den Industrienatio-
nen am meisten verbreitet und weltweit 
auf dem Vormarsch sind, verdeutlicht 
noch einmal den Stellenwert der Aufga-
ben, die vor uns liegen. 
Rund zwei Drittel der Todesfälle gehen 
auf vier Krankheiten zurück: auf Krebs, 
Diabetes, Herz-Kreislauf- und Atemwegs-
erkrankungen. Hinzu kommen Behand-
lungen wegen chronischer Erkrankungen 
des Bewegungsapparates und psychi-
scher Leiden. Die Krankheiten werden in 
der Fachwelt unter dem Begriff nicht-
übertragbare Krankheiten zusammenge-
fasst, auf Englisch non-communicable di-
seases, kurz: NCD. Diese Krankheiten 
verursachen 80 Prozent der heutigen Ge-

Als das Präventionsgesetz 2012 im 
Ständerat scheiterte, war es nicht das 
Gesetz an und für sich, das man bodigte.  
Es war auch damals unbestritten, dass 
Prävention wirkt. Es scheiterte vielmehr an 
der Diskussion um die Ausgabenbremse 
und entbehrt damit nicht einer gewissen 
Ironie. Sollten doch mit der Umsetzung des 
Präventionsgesetzes gerade die künftigen 
Gesundheitskosten gebremst werden, und 
das erst noch mit einem vergleichsweise 
geringen Einsatz an finanziellen Mitteln. 
Wirft man einen Blick auf die ausgege-
benen Franken für präventive und gesund-
heitsförderliche Massnahmen, zeigt sich 
nämlich, dass diese sich auf jeden Fall 
lohnen: Jeder in die Tabakprävention 
investierte Franken spart 41 Franken an 
Kosten, in der Alkoholprävention sind es  
23 Franken. 
Rund die Hälfte der nichtübertragbaren 
Krankheiten sind durch den individuellen 
Lebensstil beeinflusst, was zeigt, wie 
wichtig es ist, sich regelmässig zu bewe-
gen, sich ausgewogen zu ernähren, mässig 
zu trinken und aufs Rauchen zu verzichten. 
Die Menschen leben dadurch nicht nur 
länger gesund, sie können auch aktiver und 
mit mehr Lebensqualität und Freude am 
privaten und am Arbeitsleben teilnehmen. 
Die von 2008 bis 2016 gelaufenen Natio-
nalen Präventionsprogramme haben den 
Menschen nicht nur aufgezeigt, wie sie sich 
gesundheitsförderlicher verhalten können, 
sie haben auch schweizweit Strukturen 
geschaffen, damit sich Partner und Akteure 
koordiniert, effizient und zielgerichtet für die 
Reduzierung des Konsums von Alkohol, 
Tabak oder Drogen, für mehr Bewegung 
und eine ausgewogene Ernährung 
einsetzen können. 
Die Nationalen Strategien Sucht und NCD 
führen die bisherigen Programme ab 
diesem Jahr zusammen. Sie wollen den 
Austausch unter den Akteuren nochmals 
verstärken und die Mittel noch zielgerichte-
ter einsetzen. Die Menschen sollen dort 
angesprochen werden, wo sie sich 
aufhalten, sei es im privaten Umfeld, als 
Patient oder Patientin oder als Arbeitneh-
merin oder Arbeitnehmer. Deren jeweilige 
Lebensphase und insbesondere die 
Übergänge von der einen in die andere 
sollen mitberücksichtigt werden (Familien-
gründung, Etablierung im Beruf, Krisen etc.).
Allen Partnern, die sich für die Umsetzung 
der Programme eingesetzt haben und sich 
neu nun in der Umsetzung der Strategien 
Sucht und NCD für die Gesundheit der 
Menschen in der Schweiz engagieren, sei 
an dieser Stelle herzlich gedankt.

Andrea Arz de Falco
Vizedirektorin Bundesamt für Gesundheit

Aus erster Hand

sundheitskosten. Und da die Zahl älterer 
Menschen wächst und im Alter die Wahr-
scheinlichkeit, an chronischen Erkran-
kungen zu leiden, zunimmt, ist diese Ten-
denz steigend. Diese Krankheiten sind 
daher die grösste Herausforderung für 
unser Gesundheitswesen, nicht zuletzt 
auch wegen der beachtlichen Folgen im 
Bereich der Kosten. Im Zeitalter der stei-
genden Krankenkassenprämien ist das 
ein Befund, der uns nicht kaltlassen darf. 
Für den Bundesrat war mit dieser Aus-
gangslage klar, dass wir weitere Anstren-
gungen unternehmen müssen. In seiner 
Strategie Gesundheit2020 hat er daher 
unter anderem das Ziel gesetzt, die  
Gesundheitsförderung und Krankheits-
vorbeugung zu intensivieren. Er sieht 
Massnahmen in den Bereichen nicht-
übertragbare Krankheiten, psychische 
Gesundheit und Sucht vor. 
Bund, Kantone, die Gesundheitsförde-
rung Schweiz und viele Partner haben 
deshalb die Strategie zur Prävention 
nichtübertragbarer Krankheiten, die 
NCD-Strategie, erarbeitet. Mit der neuen 
Strategie sollen die Ressourcen von 
Bund, Kantonen und privaten Akteuren 
künftig noch gezielter eingesetzt, die Ak-
tivitäten optimal koordiniert und auf ge-
meinsame Ziele ausgerichtet werden. In 
Ergänzung zur NCD-Strategie wurde die 
Strategie Sucht erarbeitet. Sie bildet ei-
nen übergreifenden Orientierungs- und 
Handlungsrahmen und beschreibt die 
Ausrichtung der schweizerischen Sucht-
politik für die kommenden Jahre. Mit der 
Nationalen Strategie Sucht reagieren wir 
auf den Umstand, dass viele Substanzen 
und Verhaltensweisen heute gleichzeitig 
auftreten und immer wieder neue For-
men der Abhängigkeit hinzukommen. 
Dabei basiert sie auf dem Gleichgewicht 
zwischen Eigenverantwortung und Un-
terstützung für jene, die diese nötig ha-
ben. Beide Strategien schliessen an die 
vier Nationalen Programme an, die Ende 
2016 ausgelaufen sind.
Das grosse Potenzial der Nationalen 
Strategien liegt im Zusammenwirken der 
massgebenden Akteure. Bewährte Mass-
nahmen führen wir auch in den neuen 
Strategien weiter. Wir wollen uns aber 

auch der in den vergangenen Jahren er-
kannten Defizite annehmen. Zum einen 
werden wir uns noch stärker auf die Pra-
xis ausrichten und uns gezielter an ge-
fährdete oder betroffene Bevölkerungs-
gruppen wenden. Denn auch in der 
Schweiz, die international ein vorbildli-
ches Gesundheitssystem ausweist, ent-
scheiden Herkunft, Bildung und sozialer 
Status noch immer zu häufig über das 
gesundheitliche Wohlergehen. Die Ge-
sundheitsversorgung ist ein weiteres 
wichtiges Handlungsfeld der beiden Stra-
tegien. Menschen, die ein erhöhtes Er-
krankungsrisiko aufweisen oder bereits 
erkrankt sind, sollen mit bedarfsgerech-
ten Angeboten unterstützt werden, wel-
che den Krankheitsverlauf mildern und 
verbessern. Die Prävention wird ver-
mehrt in die medizinische Versorgungs-
kette integriert. Dabei kommt der Ärzte-
schaft, dem Pflegepersonal und weiteren 
Gesundheitsfachpersonen eine zentrale 
Rolle zu. Schnittstellen und die Zusam-
menarbeit innerhalb und ausserhalb des 
Gesundheitswesens sollen verbessert 
werden, um eine koordinierte Versorgung 
zu gewährleisten. Nebst der Förderung 
und Erhaltung der körperlichen Gesund-
heit ist auch der psychischen Gesundheit 
Sorge zu tragen. Sie steht oft im Zusam-
menhang mit den Risikofaktoren Alkohol, 
Tabak, Drogen, Ernährung und Bewe-
gung. Die Massnahmen der Strategien 
NCD und Sucht werden folglich auch mit 
Massnahmen zur Prävention psychischer 
Erkrankungen koordiniert. 
Die Schwerpunkte sind also gesetzt. Mit 
den Erfahrungen der letzten Jahre ma-
chen wir uns auf in die Zukunft. Im Zen-
trum unserer Arbeit steht der Mensch, 
dessen Gesundheit uns am Herzen liegt. 
Er soll möglichst lange gesund leben kön-
nen. Und dies Tag für Tag. Wir sind über-
zeugt, mit den neuen Strategien NCD und 
Sucht, die in diesem Jahr gestartet sind, 
einen wesentlichen Beitrag an das Wohl-
befinden der Bevölkerung zu leisten.

Kontakt:
Roy Salveter, Leiter Abteilung Prävention 
nichtübertragbarer Krankheiten,  
roy.salveter@bag.admin.ch

INDIVIDUELLE VERHALTENS- UND KONSUMMUSTER

Er
nährung

Al
ko

ho
l

Drogen Tabak

Weitere M
uster

Bewegung

Jede Person hat individuelle Verhaltens- und 
Konsummuster. Die Verhaltensweisen sind nicht 
statisch, sondern wandeln sich je nach Lebens-
phase und Alter. Damit verändert sich auch die 
Verhaltensbilanz jedes Einzelnen im Verlauf des 
Lebens.

Das Individuum und sein Umfeld, seine Lebens- 
umstände und seine Fähigkeit, die eigene 
Lebenswelt mitzugestalten, sind für den 
Umgang mit Sucht oder Risikofaktoren zentral. 
Die Stärkung der Gesundheitskompetenz jedes 
Einzelnen ist deshalb ein wichtiger Bestandteil 
der Prävention und der Suchthilfe.
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es, dass Nichtrauchen zur Normalität 
wird. Diesbezüglich konnten wichtige 
Schritte erreicht werden, gerade im Pas-
sivrauchschutz. Viele sagen heute aller-
dings: «Was gibt es jetzt noch zu tun? In 
öffentlich zugänglichen Innenräumen 
darf nicht mehr geraucht werden, was 
wollt ihr noch mehr?» Oft hört man, 
dass das Thema Tabak geregelt sei. 
Doch das ist es überhaupt nicht. Ein 
Blick ins Ausland zeigt, dass die Schweiz 
im Vergleich sehr verraucht ist. 
Alkohol wird zunehmend Thema. Nega-
tive Äusserungen zu übermässigem Al-
koholkonsum werden heute ernster ge-
nommen als früher. Doch politisch sind 
keine Mehrheiten für mehr Einschrän-
kungen vorhanden. Institutionelle Vor-
kehrungen sind schwierig, auch wenn in 
Genf ein nächtliches Alkoholverkaufs-
verbot im Detailhandel eingeführt wur-
de. Das Thema ist zwar präsent, der 
Fortschritt auf politischer Ebene lässt je-
doch auf sich warten. Den Präventions-
bemühungen stehen auch die Mittel der 
Wirtschaft für Werbung usw. gegenüber. 
Alkoholprävention muss sich mit star-
ken Gegenkräften auseinandersetzen. 
Die Situation scheint mir vergleichbar 
mit jener im Bereich Tabak vor 20 bis 30 
Jahren.

Insgesamt ist klar, dass es gesellschaftli-
che Veränderungen gibt: Sie sind teil-
weise durch die Programme, teilweise 
durch andere Faktoren bedingt. Die 
Stärkung der bürgerlichen Kräfte im 
Parlament hemmt die Präventionsbemü-
hungen natürlich. Die neuen Strategien 
sind da gefordert und der politische 
Rückhalt dafür ist momentan gering. Da 
heisst es am Ball bleiben, Koalitionen 
bilden und kleine, aber wichtige Schritte 
machen!

Und wie steht die Schweiz im 
internationalen Vergleich da? 

Bei Tabak und Rauchen – ich habe es 
vorhin schon angetönt – steht die 
Schweiz international schlecht da. Bei 
uns herrscht eine verhältnismässig libe-
rale Gesetzgebung und die Ratifizierung 
der Tabakkonvention der WHO steht im-
mer noch aus, obwohl diese längst vom 
Bundesrat unterzeichnet ist. Die Tabak-
prävalenz ist vergleichsweise hoch. Be-
trachtet man die illegalen Drogen, ist 
die Schweiz ganz sicher sehr pionier-
haft gewesen. Heute scheint sie diese 
Position etwas verloren zu haben. In 
den Bereichen Bewegung und Ernäh-
rung ist die Schweiz gut positioniert. 
Jugend+Sport etwa ist ein wichtiges Ele-
ment des organisierten Sports. Im Be-
reich Alkohol, würde ich sagen, hat nie-
mand die Lösung. Das habe ich 
beispielsweise mit Teilnehmenden des 
Masterstudiengangs «Health Science» 
in Luzern erfahren. In einem Referat 

hat sich ein kommunaler Sicherheits-
verantwortlicher für ein Verbot nach ei-
ner gewissen Uhrzeit ausgesprochen: 
Der öffentliche Raum werde sehr belas-
tet und die Einweisungen ins Spital stie-
gen drastisch an. In der anschliessen-
den Diskussion meinte ein Teilnehmer 
aus Kanada, sie hätten extrem restrikti-
ve Gesetze betreffend den Alkoholkon-
sum Jugendlicher. Betrunken seien die 
Jungen trotzdem. Eine Teilnehmerin 
aus Kuba wiederum meinte, bei ihnen 
sei Alkohol kein Tabu. Jeden Tag würde 
Alkohol getrunken, schon Kinder erhiel-
ten Rum, das sei völlig normal. Am Ende 
der Diskussion stand die Einsicht, dass 
übermässiger Alkoholkonsum eng mit 
dem Wohlstand einer Gesellschaft zu 
tun habe. Die meisten Menschen haben 
wohl nichts gegen genussvollen Alko-
holkonsum, wohingegen beim Rauchen 
inzwischen ein grosser Konsens vor-
handen ist, dass dies der Gesundheit 
schadet. 

2017 gingen die Nationalen 
Präventionsprogramme in die 
Nationale Strategie Sucht und 
die NCD-Strategie über. Welche 
Chancen und Risiken sehen Sie 
in diesen substanzübergreifen-
den gegenüber den bisherigen 
substanzbezogenen Strategien?

Eine substanzübergreifende Strategie ist 
aus Sicht der Wissenschaft sicher richtig. 
Sie stellt den State of the Art dar. Die Be-
völkerung muss befähigt werden, sich 
gesundheitsförderlich verhalten zu kön-
nen. Eine substanzübergreifende Strate-
gie entspricht auch dem Bedürfnis der 
Praktikerinnen und Praktiker an der 
Front. Dazu gehören etwa Lehrperso-
nen. Sie schätzen es, dass eine einzige 
Fachperson mit den Schülerinnen und 
Schülern über alle Suchtthemen redet. 
Auch die Kantone und ihre kantonalen 
Fachstellen begrüssen es, wenn eine 
einzige Präventionsfachperson bei der 
Erarbeitung von Reglementen und Ver-
ordnungen mitwirkt. Wissenschaft, 
Praktikerinnen und Praktiker und Kan-
tone: Sie alle begrüssen und brauchen 
eine ganzheitliche Strategie. 
Und nun zum Aber. Die NGOs, welche 
sich seit Jahren für die Prävention in ei-
nem Substanzbereich einsetzen, sind 
natürlich in dieser Substanz verankert. 
Dort haben sie ihre Legitimation, ihre 
Netzwerke und ihre Kompetenz. Wenn 
ich mich seit 20 Jahren auf allen Ebenen 
für Alkoholprävention einsetze und Be-
troffene unterstütze, dann ist es sehr 
schwierig, mich und meine Institution 
neu zu positionieren und über das Enga-
gement für die Ziele der NCD-Strategie 
zu legitimieren. Man darf also nicht un-
terschätzen, dass mit der substanzüber-
greifenden Strategie auch viel aufgege-
ben wird, zum Beispiel die bisherigen 
Commitments und die Positionierung. 
Das muss neu aufgebaut werden und 
das braucht Zeit. Aber es schafft auch 
Chancen und Synergiepotenziale, wel-
che sich mittel- und langfristig auszah-
len werden.

Interview mit Andreas Balthasar. 
Andreas Balthasar hat die Program-
me Alkohol, Tabak, Ernährung und 
Bewegung und das Massnahmen-
paket Drogen nach deren erster 
Laufzeit evaluiert. Wir wollten von 
ihm wissen, wie sein Gesamtrück-
blick auf die Programme aussieht, 
wo er deren besondere Erfolge 
ausmacht, was bei der Gestaltung 
von Programmzielen zu berücksich-
tigen ist und welches die Herausfor-
derungen der künftigen Präventi-
onsprogramme sind.

spectra:  Welche Bilanz ziehen 
Sie aus den acht Jahren Laufzeit 
der Programme?

Prof. Andreas Balthasar: Eine gemisch-
te Bilanz. Grundsätzlich haben sich die 
Programme positiv entwickelt. Das 
Wichtigste ist sicher, dass die Stakehol-
der, die NGOs und die Verwaltung, zu-
sammen wichtige Schritte hin zu einer 
gemeinsamen Zielerreichung unter-
nommen haben. Die Evaluationen ha-
ben gezeigt, dass die definierten Out-
come- und Outputziele oft erreicht 
wurden. Durchzogen ist die Bilanz auf 
politischer Ebene. Die Programme ha-
ben zwar viel gebracht hinsichtlich der 
Stärkung bestehender und neuer Ange-
bote. Auch einige institutionelle Verän-
derungen wurden erreicht, denken wir 
nur an den Passivrauchschutz. Doch die 
Umsetzung ist durch die politische Dy-
namik gehemmt worden und gerade im 
Alkoholbereich sind wieder Rückschrit-
te feststellbar. So ist die geplante Total-
revision des Alkoholgesetzes, welche 
strukturelle Präventionsmassnahmen 
enthalten hätte, aufgrund unüberbrück-
barer Differenzen gescheitert. So viel zu 
einer generellen Bilanz. 
Der Blick auf die einzelnen Programme 
zeigt, dass die einen eher vorangekom-
men sind als die anderen. Im Bereich 
Drogen hat sich die Problemsituation 
zum Teil verändert, neue Themen sind 
hinzugekommen. Die Präventionsakteu-
re wissen heute aber relativ gut damit 
umzugehen. Beim Tabak schränkt das 
Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrau-
chen den Konsum in wichtigen Berei-
chen erfolgreich ein. Es hat aber gleich-
zeitig dazu geführt, dass an anderen 
Orten gar nichts mehr ging. In Sachen 
Alkohol etwa ist sehr wenig passiert. Das 

liegt sicher auch am schwierigen Umfeld. 
Bei den Themen Ernährung und Bewe-
gung sind gute Fortschritte erzielt wor-
den, was etwa die Zusammenarbeit mit 
den Kantonen, mit der Industrie oder 
mit anderen Bundesämtern betrifft. 
Auch zeigen die Indikatoren, dass sich 
das Problem Übergewicht bei Kindern 
etwas entschärft hat.

Welche Programmmassnahmen 
haben sich besonders bewährt 
und welche sind in Bezug auf  
die Weiterentwicklung neuer 
Strategien wichtig?  

Bewährt haben sich Massnahmen, die 
zusammen mit der jeweiligen Zielgrup-
pe entwickelt wurden. Wenn also mit 
Hausärzten/-innen ein Präventionspro-
gramm entwickelt wird, dann stehen die 
Chancen gut, dass es von der Mehrzahl 
der Hausärzteschaft akzeptiert wird und 
Wirkung erzielen kann. Erfolgverspre-
chend sind auch Peergruppen-Ansätze, 
das heisst etwa die Programmentwick-
lung unter Einbezug von Schülerinnen 
und Schülern oder Jugendlichen, die zu-
gleich als Mittler einsetzbar sind. Das 
sind aufwendige Prozesse, aber Ansätze, 
die erfolgversprechend sind.
Wichtig ist – und das hat die NCD-Stra-
tegie (NCD = non-communicable disea-
ses; nichtübertragbare Krankheiten) ja 
vor – mit den Präventionsanliegen in die 
bestehenden Organisationen und Insti-
tutionen hineinzukommen, beispiels-
weise in die medizinische Grundversor-
gung und in die Spitäler. 
Für das BAG gilt primär: zuhören, auf 
die Bedürfnisse eingehen, aber auf der 
anderen Seite durchaus auch proaktiv 
neue Themen aufnehmen und etwas for-
dern. Denn die Kantone haben ganz an-
dere Themen und Prioritäten als die 
Prävention. Im Fokus der kantonalen 
Gesundheitspolitik stehen die Spitalfi-
nanzierung und die flächendeckende 
Gesundheitsversorgung, das heisst auch, 
in den Regionen sollen genügend 
Hausärzte/-innen verfügbar sein. Der 
Bund muss die kantonalen Akteure un-
terstützen, die in der Prävention aktiv 
sind, aber auch die Kantone fordern und 
ihnen sagen: «Achtung, psychische Ge-
sundheit ist ein wichtiges Thema, Bewe-
gung auch: Tut etwas, wir unterstützen 
euch.» Unangenehm sein können gehört 
dazu, das muss das BAG aushalten. Es 
geht im Themenbereich Gesundheitsför-
derung und Prävention nicht vorwärts, 
wenn darauf gewartet wird, was die 
Kantone wollen. Das ist allerdings ein 
Spannungsfeld, das nicht alle Bereiche 
gleich angehen können. 

Sind über die acht Jahre Pro-
grammlaufzeit Veränderungen in 
der Gesellschaft festzustellen, 
was die Wahrnehmung und den 
Konsum legaler/illegaler Sub-
stanzen sowie die Wahrnehmung 
und die Einstellung gegenüber 
Ernährung und Bewegung be-
trifft?

Das Hauptziel der Tabakprävention ist 

Viele Programmziele erreicht – gemischte Bilanz auf politischer Ebene

Unser Gesprächspartner
Andreas Balthasar ist Titularprofessor 
für Politikwissenschaft, Schwerpunkt 
Gesundheitspolitik, an der Universität 
Luzern. 1991 gründete er Interface  
Politikstudien Forschung Beratung in 
Luzern. Er wirkt hauptsächlich als  
Evaluations- und Strategieberater  
verschiedener Bundesämter. Weiter 
bilden die Forschung in der Sozial- und 
Gesundheitspolitik und die Leitung 
komplexer Evaluationen Schwerpunkte  
seiner Tätigkeit. Andreas Balthasar lebt 
mit seiner Familie in Luzern.

«Wissenschaft, Praktikerinnen 
und Praktiker und Kantone: Sie 
alle begrüssen und brauchen 
eine ganzheitliche Strategie.»
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Eine besondere Herausforderung ist, dass 
NCD als Konzept schwer greif- und kom-
munizierbar ist. Die negativen Folgen von 
Alkohol, Tabak und Drogen – das kennen 
die Leute. Es gibt vielleicht jemanden im 
eigenen Umfeld, der ein Alkoholproblem 
hat. Man weiss also aus eigener Erfah-
rung, wie belastbar solche Situationen 
sein können, und hat eine gewisse Sensi-
bilität entwickelt. Was NCD bedeutet und 
wie wichtig eine entsprechende Strategie 
ist, muss für die Bevölkerung noch fassbar 
gemacht werden.

Kann man den Erfolg von Pro-
grammen überhaupt messen? 

Den einmal definierten Erfolg von Pro-
grammen kann man relativ gut messen. 
Die Frage ist nur, was Erfolg ist. Wir un-
terscheiden zwischen Output, Outcome 
und Impact. 
Output sind die Leistungen: Wer macht 
was? Macht jemand etwas Neues, jetzt, 
da es dieses Programm gibt? Das kann 
relativ gut gemessen werden, kostet 
auch nicht viel und wird häufig in Selbst-
evaluationen gemacht. Outcome ist auf 
der nächsten Stufe angesiedelt, bei der 
Zielgruppe. Ist diese tangiert, das heisst 
etwa, gibt es einen Patienten, der mit ei-
ner neu entwickelten Checkliste für be-
stimmte Risikofaktoren beraten wurde 
und verändert dieser daraufhin sein 
Verhalten? Das ist relativ gut herauszu-
finden, ist methodisch aber aufwendig, 
weil es hierfür etwa eine Befragung 
braucht. Soll jedoch der Impact gemes-
sen werden, das heisst ein gewünschter 
Effekt bei der Bevölkerung wie etwa die 
Reduktion der Tabakprävalenz oder die 
Senkung des Gewichts von Jugendlichen, 
dann wird es schwieriger. Der Beitrag ei-
nes komplexen Präventionsprogramms 

zur Veränderung einer Prävalenz lässt 
sich in der Regel nicht zuverlässig ermit-
teln. Das liegt einerseits daran, dass Prä-
ventionsprogramme vielfach aus einer 
Kombination von Massnahmen beste-
hen, deren spezifische Wirkung sich 
kaum isolieren lässt. Andererseits wir-
ken zahlreiche externe Faktoren auf das 
Verhalten oder auf Erkrankungen der 
Bevölkerung ein, was die Evaluation des 
Effekts eines Programms natürlich er-
schwert, wenn nicht gar verunmöglicht. 
Selbstverständlich müssen die entspre-
chenden Indikatoren beobachtet wer-
den, ein Suchtmonitoring erstellt wer-
den usw. Aber die Verbindung zwischen 
einem politischen Programm und der 
Entwicklung der Monitoringdaten ist am 
Ende nicht zuverlässig herzustellen. Das 
muss aber nicht unbedingt ein Problem 
darstellen, denn gehen Output und Out-
come bei der Zielgruppe in die ge-
wünschte Richtung und zeigt auch das 
Monitoring in die gewünschte Richtung, 
dann kann vermutet werden, dass das 
Programm zum Erfolg beiträgt. 

Warum braucht es Wirkungs- 
modelle? 

Wirkungsmodelle sind Veranschauli-
chungen der Wirkungslogik eines Pro-
gramms. Sie tragen dazu bei, dass die 
Beteiligten ein gemeinsames Verständ-
nis davon haben, was sie womit errei-
chen wollen. In der Prävention sind die 
Leute oft so intensiv mit ihrem Alltagsge-
schäft beschäftigt, dass sie das grosse 
Ganze aus den Augen verlieren. Sich zu 
fragen, was trage ich mit meinem Pro-
jekt, zum Beispiel Ernährungsempfeh-
lungen in Kinderspielgruppen, zum Ge-
samtprogramm bei, ist sehr wichtig. So 
sehen die Beteiligten, dass unter ande-

rem ihre Tätigkeit dazu führt, das Ge-
wicht bei den Kindern zu reduzieren. 
Das Wirkungsmodell, in dem nach den 
Leistungen und den Wirkungen in der 
Zielgruppe beziehungsweise den Wir-
kungen in der Gesellschaft unterschie-
den wird, ist also ein wichtiges Hilfsmit-
tel zur Visualisierung und Einbettung 
von Aktivitäten in einen komplexen Zu-
sammenhang.

Gute Wirkungsmodelle entstehen dann, 
wenn die Beteiligten sie gemeinsam er-
stellen und dies als einen Prozess be-
trachten. Oft tragen Wirkungsmodelle 
dazu bei, Wichtiges von weniger Wichti-
gem zu unterscheiden und Aktivitäts-
schwerpunkte zu setzen. Ein Wirkungs-
modell ist bei guter Visualisierung auch 
wertvoll für die Kommunikation, sei es 
für Kampagnen, für die politische Kom-
munikation oder für die Präsentation 
von Programmen oder Strategien bei 
Kantonen. Daher darf ein Wirkungsmo-
dell nicht kompliziert sein. Und nicht zu-
letzt ist ein gutes Wirkungsmodell wich-
tig, um aufzuzeigen, wer welche Rolle 
einnimmt. Dass etwa die Beteiligten des 
BAG wissen, sie sind für die Grundlagen 
zuständig, für anderes hingegen nicht. 
Eine klare Rollenzuweisung wirkt ent-
lastend für alle Beteiligten. 

Die Ziele, die Präventionsprogramme 
erreichen wollen, hängen immer 
auch von der Mehrheitsfähigkeit bei 
Partnern und am Ende von der Politik 
ab. Wie geht man mit diesem Span-
nungsfeld bei der Zielsetzung um?  
Es heisst vor allen Dingen, dass realisti-
sche Ziele gesetzt werden müssen. 
Gleichzeitig sollten die Ziele aber auch 
eine gewisse Herausforderung beinhal-
ten. Ziele müssen zwischen den ver-
schiedenen Akteuren verhandelt wer-
den, bevor sie gesetzt werden. Es ist 
auch zulässig, die Ziele im Rahmen re-
gelmässiger Selbstevaluationen zu revi-
dieren. Fachleute für Strategieentwick-
lung und Evaluation können in diesem 
Prozess beratend zur Seite stehen. Meist 
müssen wir dabei sagen: «Die Ziele sind 
zu anspruchsvoll, das ist nicht realis-
tisch.» Bei einem Vierjahresprogramm 
muss ich als Evaluator am Ende des 
zweiten Jahres eine Messung vorneh-
men, damit ich im dritten Jahr die Er-
gebnisse habe. Dann müssen bereits 
Entscheide über die Weiterführung ge-
fällt werden. Evaluiert wird also oft früh. 
Dabei gilt es zu beachten, dass es gut ein 
Jahr dauern kann, bis ein Programm an-
läuft. Da muss man bei der Zielsetzung 
bescheiden bleiben. Des Weiteren müs-
sen Ziele messbar sein. Da Evaluationen 
eher aufwendig sind, sollte man sich be-
reits beim Setzen von Zielen fragen, was 
für Daten bestehen und genutzt werden 
können und welche zwingend neu erho-
ben werden müssen. Bei Indikatoren zu 
Wirkungen in der Gesellschaft greift 
man meist auf bestehende Erhebungen 
zurück, im Gesundheitsbereich etwa auf 
die Schweizerische Gesundheitsbefra-
gung oder auf das Suchtmonitoring. 

Eine gute Zusammenarbeit 
zwischen dem BAG und den 
Partnern ist ein entscheidender 
Erfolgsfaktor für Programme. Wie 
beurteilen Sie die Rollenausge-
staltung? Haben Sie Empfeh-
lungen?

Ein Erfolgsfaktor wird in der NCD-Stra-
tegie bereits umgesetzt. Und der lautet: 
Kooperationen mit Kantonen, Berufs-
verbänden, NGOs, der Wirtschaft und al-
len anderen relevanten Akteurinnen und 
Akteuren suchen, sodass zusammen et-
was entwickelt und vorangebracht wer-
den kann. Die Herausforderung liegt im 
Spannungsfeld zwischen politischem 
Auftrag an das BAG, sich für die Gesund-
heit der Bevölkerung einzusetzen und in 
diesem Zusammenhang auch Probleme, 
wie psychische Krankheiten, gesund-
heitliche Auswirkungen von Vereinsa-
mung im Alter usw. vorauszusehen und 
präventiv anzugehen. Und auf der ande-
ren Seite steht die Politik, die sagt: 
«Lasst die Leute doch in Ruhe und hört 
auf mit den guten Ratschlägen. Die Frei-
heit steht im Zentrum.» Diese Spannung 
auszuhalten, ist eine grosse Herausfor-
derung für die öffentliche Hand. 

Viele Programmziele erreicht – gemischte Bilanz auf politischer Ebene

«Gehen Output und Outcome  
bei der Zielgruppe in die ge-
wünschte Richtung und zeigt 
das Monitoring in die ge-
wünschte Richtung, dann kann 
vermutet werden, dass das 
Programm zum Erfolg bei-
trägt.»
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Nationales Programm Tabak 
2008–2016 (NPT 2008–2016).  
«Die tabakbedingten Todes- und 
Krankheitsfälle in der Schweiz sind 
reduziert.» Mit dieser Mission hat 
der Bundesrat im Jahr 2008 das 
NPT 2008–2016 verabschiedet und 
das Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) mit der Umsetzung beauf-
tragt. Wie haben sich Tabakkon-
sum und -prävention seither ent-
wickelt? Eine Bilanz.

Die Zahlen des Suchtmonitoring Schweiz 
belegen Erfolge der Tabakprävention in 
den Jahren 2008 bis 2016: Der Anteil 
Rauchender in der Bevölkerung ist von 
27 Prozent (2008) auf 25 Prozent (2015) 
zurückgegangen. Positiv ist auch der 
Rückgang der Rauchenden bei den 15- 
bis 19-Jährigen von 26 Prozent (2008) 
auf 24 Prozent (2015). Besonders erfreu-
lich ist der Trend beim Passivrauchen: 
Waren 2008 noch 21 Prozent der Bevöl-
kerung unfreiwillig starkem Zigaretten-
rauch ausgesetzt, waren es 2015 noch 
5,4 Prozent. Massgeblich dazu beigetra-

Wichtige Weichen in der Tabakprävention sind gestellt 

gen hat die Umsetzung des Bundesgeset-
zes zum Schutz vor Passivrauchen, das 
im Mai 2010 in Kraft trat. Auch in Sa-
chen Wissen und Einstellung hat sich in 
den letzten Jahren einiges bewegt. Die 
grosse Mehrheit der Bevölkerung weiss 
um die Schädlichkeit des Rauchens; sie 
befürwortet zu 58,1 Prozent (2015) ein 
allgemeines Tabakwerbeverbot und zu 
69,7 Prozent ein Tabakwerbeverbot, das 
überall gilt ausser in den Verkaufsstellen.

Vier zentrale Handlungsfelder
Um die drei Oberziele (vgl. Box) des NPT 
2008–2016 zu erreichen, wurden vier 
zentrale Handlungsfelder bearbeitet: 
«Information und Meinungsbildung», 
«Gesundheitsschutz und Marktregulie-
rung», «Verhaltensprävention» und «Ko-
ordination und Zusammenarbeit».

Nationales Programm Tabak  
2008–2016: das Wichtigste in Kürze

Mission:	� Die tabakbedingten Todes- 
und Krankheitsfälle in der 
Schweiz sind reduziert.

Oberziel 1:	� Der Anteil der Rauchenden 
in der Wohnbevölkerung der 
Schweiz ist von 29% (2007) 
auf rund 23% gesunken.

Oberziel 2:	� Der Anteil der Rauchenden 
in der Altersgruppe der 
14- bis 19-Jährigen ist von 
24% (2007) auf unter 20% 
gesunken.

Oberziel 3:	�Der Anteil der Personen, 
die wöchentlich 7 Stunden 
oder mehr dem Tabakrauch 
anderer Personen (Passiv-
rauchen) ausgesetzt sind, 
ist von 27% (2006) auf rund 
5% gesunken.

Ein wichtiges Ziel des NPT 2008–2016 
war es, die Bevölkerung für die schädli-
chen Folgen des Rauchens zu sensibili-
sieren und die Vorteile des Nichtrau-
chens zu betonen. Seit 2008 hat das BAG 
zwei Tabakpräventionskampagnen rea-
lisiert. In die Jahre 2008–2009 fiel die 
letzte Phase der Bravo-Kampagne. Mit 
dem Slogan «Eigentlich logisch – Weni-
ger Rauch, mehr Leben» rückte die 
Botschaft ins Zentrum, mit der die neue 
soziale Regel des Nichtrauchens weiter 
etabliert werden sollte: Im gesellschaft-
lichen Zusammenleben gilt Nichtrau-
chen als selbstverständlich. Der Mehr-
wert einer Schweiz mit weniger Rauch 
wurde direkt erfahrbar gemacht. Men-

Tabakpräventionskampagne: Information und Sensibilisierung 
schen in allen Lebenssituationen erzähl-
ten in Testimonials ihre Erfahrungen im 
Umgang mit dem Tabakkonsum. Die 
Kampagne wurde so zur Dokumentation 
des gesellschaftlichen Wandels.
Die erste Tabakpräventionskampagne 
der Dachmarke SmokeFree (2011–2012) 
machte die Bevölkerung darauf auf-
merksam, welche individuellen Vorteile 
Nichtraucher geniessen. Die Kampagne 
unterstrich das positive Image der 
Rauchfreiheit. Kernstück war das leere 
SmokeFree-Päckchen mit der unmiss-
verständlichen Botschaft «Keine Ziga-
rette ist besser». Die Angebote der 
Marke SmokeFree boten damit eine at-
traktive Alternative zur Welt der Tabak-

industrie. Nichtrauchende und ehemals 
Rauchende wurden in ihrem Verhalten 
bestärkt und Rauchende zum Nachden-
ken animiert.
Die aktuelle SmokeFree-Kampagne 
(2014–2017) setzt sich zum Ziel, ein Le-
ben ohne Tabak zu fördern und Unter-
stützungsangebote für den Rauchstopp 
bekannt zu machen. Die Kampagne von 
Bund, Kantonen und Nichtregierungsor-
ganisationen arbeitet mit dem Slogan 
«Ich bin stärker». Mehr als die Hälfte 
der Rauchenden gibt an, das Rauchen 
aufgeben zu wollen. Oft mangelt es aber 
am konkreten Entschluss. Mit verschie-
denen Massnahmen unterstützt die 
Kampagne Rauchende dabei, mit dem 

Rauchen aufzuhören, und bestärkt das 
Nichtrauchen als gesellschaftliche 
Selbstverständlichkeit. Die massenme-
diale Dachkampagne wird von zwei Teil-
projekten flankiert, die gemeinsam mit 
Partnerorganisationen umgesetzt wer-
den: die SmokeFree Buddy App – eine 
Partner-Rauchstopp-Applikation für 
Smartphones – und der SmokeFree-Fo-
toautomat, der unter fachlicher Beglei-
tung in der ganzen Schweiz auf Tournee 
ist und die Auswirkungen des Rauchens 
auf den eigenen Alterungsprozess ver-
anschaulicht.

Mehr zur Tabakpräventionskampagne auf Sei-
te 11.

1) �Information und Meinungsbil-
dung: von der Sensibilisierung 
zur Aktivierung

Bevölkerung und Entscheidungstragende 
müssen die Gefährlichkeit von Tabakpro-
dukten kennen, damit die Akzeptanz für 
Präventionsmassnahmen gegeben ist. Um 
die Botschaften öffentlichkeitswirksam zu 
verbreiten, sind massenmediale Kampag-
nen ein geeignetes Mittel (s. Artikel zu den 
Tabakpräventionskampagnen).
An der Schnittstelle von Kommunikation 
und Forschung steht das seit 2001 durch-
geführte Tabakmonitoring Schweiz, das 
im Jahr 2011 in das Suchtmonitoring 
Schweiz überführt wurde. Die Ergebnis-
se dokumentieren die Veränderungen in 
der Bevölkerung beim Konsum und bei 
der Einstellung zum Rauchen.

2) �«Gesundheitsschutz und 
Marktregulierung»: Gesetze 
und Steuerpolitik weiter  
ausbauen

Im Zentrum standen die vielfältigen Be-
strebungen, die gesundheitsschädigen-
de Wirkung des Tabakkonsums durch 
strukturelle Massnahmen einzudäm-
men. Die gesetzlichen Grundlagen zu 
Konsum, Herstellung, Vertrieb, Wer-
bung usw. betreffend Tabakprodukte 
sollen den neuen wissenschaftlichen Er-
kenntnissen zur Wirksamkeit von Prä-
ventionsmassnahmen und den internati-
onal geltenden Standards angepasst 
werden. Seit dem 1. Mai 2010 ist ausser-
dem das Bundesgesetz zum Schutz vor 
Passivrauchen in Kraft, das in geschlos-
senen und öffentlich zugänglichen Ge-
bäuden das Rauchen verbietet. Dadurch 
konnte die Passivrauchexposition der 
Bevölkerung stark reduziert werden.
Neben Gesetzesbestimmungen sind 
auch Tabaksteuererhöhungen ein  
äusserst wirksames Präventionsinstru-
ment. Im Rahmen der Revision des Ta-
baksteuergesetzes hat sich der 
Nationalrat Ende 2016 entschieden, die 
Kompetenz des Bundesrates zur Erhö-
hung der Tabaksteuer nicht zu erneuern.
Ein weiteres Projekt war die Erarbeitung 
eines neuen Tabakproduktegesetzes. Im 
Tabakproduktegesetz sollen die beste-
henden Tabakbestimmungen aus dem 
auslaufenden Lebensmittelgesetz zu-
sammengefasst werden. Ende 2016 hat 
das Parlament den Entwurf Tabakpro-
duktegesetz an den Bundesrat zurückge-
wiesen. Der Bundesrat wurde beauf-
tragt, den Entwurf zu überarbeiten.

3) �Verhaltensprävention:  
BAG mit subsidiärer Rolle

Im Zentrum der Verhaltensprävention 
stehen jene Aktivitäten, die auf die Ver-
meidung oder Verminderung von ge-
sundheitsschädigenden Verhaltenswei-
sen abzielen. Die Federführung für 
Massnahmen der Verhaltensprävention 
liegt bei den Kantonen, Gemeinden und 
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Dr. Andrea Arz de Falco
Vizedirektorin,  
Bundesamt  
für Gesundheit
«Die effektivste Mass-
nahme, deren Auswir-
kungen im ÖV und in 

Gastrobetrieben ich auch persönlich 
sehr schätze, ist die Annahme und Um-
setzung des Passivrauchschutzgesetzes. 
Meine ‹Lieblingsmassnahme› war aber 
eindeutig die erste Welle der Smoke-
Free-Kampagne, der es gelungen ist, 
das coole Feeling des Nichtrauchens in 
überzeugende Bilder umzusetzen.»

Stefan Christen
Leiter ZEPRA, Gesund-
heitsdepartement SG
«Dank des Tabakprä-
ventionsprogramms 
St.Gallen rückten staat-
liche und nicht staatli-
che Akteure der Tabak-

prävention näher zusammen. Aufgrund 
des gezielten Austauschs wurden Zu-
ständigkeiten geklärt, Doppelspurigkei-
ten vermieden, Erfahrungen geteilt und 
neue Ideen kreiert. Die Basis für eine 
effiziente Tabakpräventionsarbeit ist 
gelegt.»

Myriam Pasche
Direktorin ad interim, 
Ligues de la santé, 
Kanton Waadt
«Die vergangenen 
Jahre haben sowohl 
den Kantonen als auch 

dem Bund erlaubt, ihre Bemühungen 
innovativer und niederschwelliger Pro-
jekte weiter zu verfolgen. Das Aufeinan-
dertreffen mehrerer Risikofaktoren ist 
der Ausgangspunkt, auf dem Fachleute 

Wichtige Weichen in der Tabakprävention sind gestellt Erinnerungen an die Umsetzung des Nationalen Programms Tabak 

Erlebnisbericht von Isabelle Egger, Beauftragte  
für Gesundheitsförderung des Kantons Zug und  
Mitglied der Steuergruppe Tabak

und Behörden für die gesamte Bevölke-
rung ein gesundheitsförderliches Um-
feld weiterentwickeln müssen.»

Verena El Fehri
Geschäftsführerin AT 
Schweiz
«Das Scheitern der 
Klage von Philip Morris 
gegen die strengen 
Vorschriften zur Tabak-

kontrolle in Uruguay zeigt, dass doch 
nicht immer gewinnt, wer am meisten 
Geld hat. Der Entscheid ist wegweisend. 
Wird doch der Gesundheitsschutz, wie 
er in der Rahmenkonvention der WHO 
definiert wird, über den Investitions-
schutz gestellt.»

Catherine Abbühl
Leiterin Rauchstoppli-
nie, Krebsliga Schweiz
«Die Rauchstopplinie 
– ein evidenzbasiertes 
Angebot der Krebsliga 
– baute ihre Dienstleis-
tungen laufend aus 

und begleitet heute Rauchende erfolg-
reich in 10 Sprachen. Dies dank der Fi-
nanzierung durch den Tabakpräventi-
onsfonds. Die Krebsliga sensibilisiert 
die Bevölkerung rund ums Thema Tabak 
– zuletzt als Partner der SmokeFree-
Kampagne.»

Elena Strozzi, 
Bereichsleiterin Politik, 
Gesundheitsförderung 
und Kommunikation, 
Lungenliga Schweiz
«Der grösste Erfolg des 
NPT 2008–2016 war 

zweifellos das 2010 in Kraft gesetzte 

Seit bald vier Jahren wirke ich in der 
Steuergruppe von SmokeFree mit. 

Die Botschaft der Kampagne trifft auch 
auf mich zu: «Ich bin stärker.»,
−	� weil ich in 21 Steuergruppensitzun-

gen mit Experten der Tabakpräventi-
on, der Kampagnendurchführung 
und der Kommunikation Wissen und 
Erfahrungen austauschte,

−	� weil wir uns gemeinsam intensiv mit 
Aufgaben einer weitreichenden Kam-
pagne befassten,

−	� weil ich die Interessen des Kantons 
Zug förderlich einbrachte und

−	� weil ich Erkenntnisse wirkungsvoll in 
meine Arbeit zurücktragen kann,  

beispielsweise bei der Umsetzung der 
Zuger Kampagne «Alter hat Potenzi-
al».

Die Mitglieder des Steuergremiums ver-
treten NGOs, Bund und Kantone und 
bringen verschiedenartige und ebenbür-
tige Qualifikationen mit. Wir pflegen ei-
ne wertschätzende Zusammenarbeit, 
wodurch wir als Team kreative Lösun-
gen finden. Die Buddy-App und der 
SmokeFree-Fotoapparat sind sehr inno-
vativ.

Die Ergebnisse der Kampagne stimmen 
mich positiv. SmokeFree ist in der gan-
zen Schweiz bekannt und die Angebote 

werden erwartungsgemäss gut genutzt. 
Die Tabakprävention bewegt sich in ei-
nem kraftvollen Spannungsfeld, was per 
se die positive Resonanz eher hemmt. 
Deshalb bin ich insgesamt mit den Erfol-
gen zufrieden.

Dr. sc. hum. Isabelle Egger Tresch, 
Beauftragte für Gesundheitsförderung  des 
Kantons Zug

Präventionsinstitutionen. Das BAG tritt 
in diesem Handlungsfeld nur subsidiär 
in Erscheinung. Das NPT 2008–2016 
legte einerseits den Fokus auf die Ju-
gend. Gerade junge Nichtrauchende sol-
len darin unterstützt werden, mit Rau-
chen gar nicht erst anzufangen. 
Andererseits lag der Fokus auf der För-
derung des Rauchstopps. Seit Anfang 
2010 wird mit kombinierten Bild- und 
Textwarnhinweisen auf Tabakprodukten 
auch auf die Rauchstopplinie 0848 000 
181 hingewiesen. Die Rauchstopplinie 
wird vom Tabakpräventionsfonds (TPF) 
finanziert und von der Krebsliga Schweiz 
betrieben. Weitere Tabakpräventions-
projekte sind in der TPF-Projektdaten-
bank zu finden.

4) �Koordination und Zusammen-
arbeit: Beziehungen zu Um-
setzungspartnern stärken

Die Koordination der Massnahmen im 
Rahmen des NPT 2008–2016 und die 
Zusammenarbeit der Beteiligten (Bund, 
Kantone, NGO, Fachverbände, Private) 
ist eine Schlüsselaufgabe des BAG. Die 
strategische Leitung (BAG, Eidgenössi-
sche Kommission für Tabakprävention, 
Schweizerische Konferenz der kantona-
len Gesundheitsdirektorinnen und -di-
rektoren, TPF) und die operative Leitung 
des NPT 2008–2016 haben ihre Arbeit 
2008 aufgenommen. Sie haben versucht, 
Synergien noch stärker zu nutzen und 
den Erfahrungsaustausch zu intensivie-
ren. Dies im Sinne von «one goal, many 
voices». Dazu wurden die Partnerplatt-
form Tabakprävention sowie kantonale 
Austauschplattformen in der Deutsch-
schweiz und der Romandie etabliert. 
Insbesondere zu den Kantonen konnte 
der Kontakt und die Zusammenarbeit 
verstärkt werden.
Trotz der positiven Entwicklungen ist der 
Handlungsbedarf in der Tabakprävention 
nach wie vor hoch. Pro Tag sterben in der 
Schweiz 25 Personen an den Folgen des 
Tabakkonsums. Für die Allgemeinheit 
entstehen Kosten von rund 5 Milliarden 
pro Jahr. Das Rauchen ist und bleibt die 
wichtigste Einzelursache für den Verlust 
von Lebensqualität und Lebensjahren. 
Tabak ist der wichtigste Risikofaktor für 
nichtübertragbare Krankheiten (z.B. 
Krebs, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Atemwegserkrankungen). Die Tabakprä-
vention muss daher im Fokus der öffent-
lichen Gesundheit bleiben.
Das BAG verfolgt auch weiterhin die ak-
tuelle Entwicklung rund um den Tabak-
konsum. Nur so kann eine zeitgemässe 
und wirksame Tabakprävention betrie-
ben werden. Dies geschieht 2017–2024 
im Rahmen der Nationalen Strategie zur 
Prävention nichtübertragbarer Krank-
heiten und der Nationalen Strategie 
Sucht.

Kontakt:
Patrick Vuillème, Sektion Politische 
Grundlagen und Vollzug, 
patrick.vuilleme@bag.admin.ch

Bundesgesetz zum Schutz vor Pas-
sivrauchen. Zudem konnte die 2012 
im Abstimmungskampf zur Volksiniti-
ative zum Schutz vor Passivrauchen 
entstandene Allianz mit den Tabak-
präventionspartnern anlässlich der 
jährlichen Partnerplattform Tabakprä-
vention weiter gepflegt werden.»

Dr. Lucrezia  
Meier-Schatz
Präsidentin EKTP
«Für die Erreichung 
der anspruchsvollen 
strategischen Ziele 
zur Reduktion des 

Tabakkonsums und der durch den 
Tabak verursachten Gesundheitskos-
ten braucht es weit mehr als nur das 
wertvolle Engagement der Kantone 
und der verschiedenen Partnerorga-
nisationen: Es braucht auch die Ein-
sicht der Politik, dass Prävention 
Leben rettet und Gesundheitskosten 
reduziert.»

Patrick Vuillème
Leiter a.i. NPT bis 
Ende 2016, Bundes-
amt für Gesundheit
«Eine der Innovatio-
nen des NPT 2008–
2016 war das  
Etablieren der Part-

nerplattform Tabakprävention, die 
die Umsetzung des Programms un-
terstützte. Dort konnten sich die Um-
setzungspartner jährlich treffen und 
austauschen. Obwohl die Idee einer 
solchen Plattform bereits ab dem 
Jahr 2000 im Raum stand, wurde sie 
erst 2012 realisiert. Was lange 
währt,...»

Das Nationale Programm Tabak 2008–2016 wurde zusammen mit diversen Partnern umgesetzt. Was bleibt ihnen von 
der Umsetzung des Programms in Erinnerung?
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Nationales Programm Alkohol 
2008–2016 (NPA 2008–2016). 
Alkohol ist ein fester Bestandteil 
unserer Kultur – sei es das Glas 
Rotwein zum Essen, der Prosecco 
zum Anstossen oder das Feier-
abendbier. Dennoch: Alkohol ist 
kein normales Konsumgut und der 
Umgang mit ihm will gelernt sein. 
Der Grossteil der Bevölkerung 
weiss zwar, wie mit Alkohol umge-
hen, doch ungefähr jede fünfte 
Person trinkt zu viel, zu oft oder zur 
falschen Zeit. Rund die Hälfte allen 
Alkohols wird von 11 Prozent der 
Bevölkerung getrunken. Übermäs-
siger Alkoholkonsum ist einer der 
wichtigsten Risikofaktoren für 
chronische Krankheiten, führt zu 
Belastungen im Umfeld und bringt 
Gefahren auf die Strasse. Jährlich 
entstehen dadurch gesellschaftli-
che Kosten von etwa 4,2 Milliarden 
Franken. Im Interesse aller setzte 
sich im Jahr 2008 das Nationale 
Programm Alkohol das Ziel: «Wer 
alkoholische Getränke trinkt, tut 
dies, ohne sich selber und anderen 
Schaden zuzufügen.»

Der Bundesrat hat 2005 das Eidgenössi-
sche Departement des Innern (EDI) und 
damit das Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) mit der Überprüfung der schwei-
zerischen Alkoholpolitik betraut. Die 
partizipative Erarbeitung eines Strate-
giepapiers zeigte, dass sowohl auf insti-
tutioneller als auch auf Bevölkerungs-
ebene Defizite herrschten:
– � Die Koordination zwischen den Akteu-

ren im Bereich Alkohol auf der natio-
nalen, kantonalen und kommunalen 
Ebene ist unzureichend. Der Aus-
tausch zwischen den Akteuren ist ein-
geschränkt. 

– � Es bestehen Informationsdefizite. Die 
Alkoholpolitik leidet unter einem Ver-
mittlungsdefizit. Die Bevölkerung ist 
sich der Folgen problematischen Alko-
holkonsums zu wenig bewusst. 

– � Der Vollzug von bestehenden Gesetzen, 
beispielsweise das Abgabealter von Al-
kohol, funktioniert nur begrenzt und 
die bestehenden Spielräume für eine 
engagierte Alkoholprävention werden 
unterschiedlich genutzt.

Die Wichtigkeit eines von allen Akteuren 
der Alkoholprävention gemeinsam ge-
tragenen Vorgehens wurde damit deut-
lich gemacht. Der Startschuss für das 
erste Nationale Programm Alkohol 
2008–2012 fiel am 18. Juni 2008 mit 
dessen Verabschiedung durch den Bun-
desrat. 

Abgestimmte Aktionen  
unter gemeinsamem Dach 

Das Ziel des NPA war es, die Kompeten-
zen der Menschen im Umgang mit Alko-
hol zu stärken und den Alkoholmiss-
brauch einzudämmen. Um das zu 
erreichen, brauchte es die Zusammen-
arbeit von verschiedensten Akteuren 
wie dem Bund, den Kantonen, den Ge-
meinden und NGOs, aber auch von Schu-

Rückblick auf acht Jahre Nationales Programm Alkohol 
len, Arztpraxen und der Polizei. Das NPA 
verfolgte sieben Oberziele in zehn Hand-
lungsfeldern. Themenbereiche wie bei-
spielsweise der Jugendschutz, die Ein-
stellung der Bevölkerung oder die 
Verminderung der sozialen Folgen durch 
übermässigen Konsum wurden darin 
definiert. 
Das NPA fungierte als Dach für vielfältige 
Massnahmen in allen Handlungsberei-
chen. Die Aufsicht oblag einer strategi-
schen Leitung, bestehend aus dem BAG, 
der Eidgenössischen Alkoholverwaltung 
(EAV), der Eidgenössischen Kommission 
für Alkoholfragen (EKAL) und der 
Schweizerischen Konferenz der kanto-
nalen Gesundheitsdirektorinnen und -di-
rektoren (GDK). Dem BAG kam eine ko-
ordinierende Rolle zu. Es trug die 
Verantwortung für die nationale Kampa-
gne und die begleitende Kommunikation, 
für Forschung, Monitoring und Evaluati-
on sowie die Entwicklung und Verbrei-
tung von Best Practices. 
Die Umsetzung lag beim BAG und bei der 
Begleitgruppe bestehend aus EAV, EKAL, 
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO), 
Bundesamt für Strassen (ASTRA), Sucht 
Schweiz, Fachverband Sucht, Blaues 
Kreuz, Groupement Romand d’Etudes 
des Addictions (GREA), Info-drog, 
Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der 
Jugendverbände (SAJV), Ticino Addic-
tion, Verbindung der Schweizer Ärztin-
nen und Ärzte FMH, Konferenz der städ-
tischen Sicherheitsdirektorinnen und 
-direktoren (KSSD) sowie bis zu deren 
Auflösung der Expertengruppe Weiter-
bildung Sucht (EWS). Diese Institutionen 
von nationaler Bedeutung übernahmen 
die Federführung für die Aktivitäten und 
stimmten sie mit den kantonalen Stellen 
ab.
Zu Beginn des Programmes wurde viel in 
den Aufbau der Koordinationsarbeit in-
vestiert: Austauschplattformen und neue 
Instrumente wurden geschaffen, Mass-
nahmen zu Testkäufen, Schulungen des 
Verkaufspersonals im Sinne des Jugend-
schutzgesetzes, die Förderung von kan-
tonalen Aktionsplänen (KAP) und die Al-
koholpräventionskampagne «Ich 
spreche über Alkohol» mit dem Herz-
stück Dialogwoche Alkohol konnten um-
gesetzt werden. Ein zentrales Element 
war auch der neue Finanzierungspro-
zess, der Transparenz schuf, Innovation 
förderte und einen kohärenten Mittelein-
satz ermöglichte.
In den Jahren 2010 und 2011 wurde das 
Programm erstmals evaluiert. Der Be-
richt kam zum Schluss, dass das NPA als 
nationale Dachstrategie ein wirkungs-
volles Instrument darstellt, da es den 
verschiedenen Akteuren Orientierung 
und Rückhalt bot. Die Akteure tauschten 
sich vermehrt aus und die Fachleute, die 
Bevölkerung und die Politik konnten 
stärker sensibilisiert werden. Der Ver-
zicht auf strukturelle Massnahmen auf-
grund fehlender politischer Mehrheitsfä-
higkeit wurde hingegen kritisiert. Die 
Schlussfolgerung jedoch war deutlich: 
Das Programm sollte verlängert werden, 
es sei auf gutem Weg.

Die Konsolidierungsphase –  
Verlängerung des NPA bis 2016

Um den längerfristigen Erfolg des Pro-
gramms zu sichern, verlängerte der 
Bundesrat das NPA im Mai 2012. Gleich-
zeitig erfolgte eine Bündelung der Res-
sourcen und drei Anliegen wurden in 
den Mittelpunkt gerückt: der Jugend-
schutz, die Sensibilisierung der Bevölke-
rung für die Schädlichkeit des problema-
tischen Konsums und die verbesserte 
Koordination der vielfältigen Präventi-
onsaktivitäten.
Die Zusammenarbeit mit den Partnern 
hatte sich über die ersten Jahre gut ein-
gespielt und gemeinsam konnte man in 
der zweiten Programmhälfte in der 
Zielerreichung voranschreiten. Bewähr-
tes aus den ersten vier Jahren wie bei-
spielsweise die KAP-Tagungen oder das 
Gesuchverfahren wurden weitergeführt. 
Ebenfalls fortgesetzt wurde das seit 2011 
jährlich durchgeführte Suchtmonitoring, 
welches Daten zum Konsum und zur 
Einstellung der Bevölkerung gegenüber 
Alkohol lieferte. Zusätzlich dazu ergänz-
ten Studien zu Alkoholintoxikationen, 
Gewalt und Alkohol und den gesell-
schaftlichen Kosten des Alkoholmiss-
brauchs die bis 2008 lückenhafte Daten-
lage. Die 2011 erstmals lancierte 
nationale Dialogwoche Alkohol unter 
dem Motto «Ich spreche über Alkohol» 
wurde partnerschaftlich und bottom-up 
organisiert. Dies mit dem Ziel, die Koor-
dination und Vernetzung unter den Part-
nern zu stärken und die Bevölkerung   
für den problematischen Alkoholkon-
sum zu sensibilisieren. Seit 2015 wurde 
die zweijährliche Dialogwoche Alkohol 
mit Top-down-Massnahmen und der 
Präventionsbotschaft «Wie viel ist zu 
viel?» (alcohol-facts.ch) ergänzt. Die 
Frage regt dazu an, eine persönliche und 
situationsangepasste Antwort zu finden. 

Eine externe Evaluation im Jahr 2015 
lieferte eine Standortbestimmung des 
bisher Geleisteten und eine Entschei-
dungsgrundlage für die Zukunft. Die  
Resultate waren gut: Die meisten Aktivi-
täten konnten wie geplant umgesetzt 
werden. Zudem haben die Durchführung 
von Tagungen und Weiterbildungen oder 
die Erarbeitung von Konzepten viel zu 
einem gelungenen Informationsaus-
tausch und zur Klärung der jeweiligen 
Rolle beigetragen. Einfache, verständli-
che Botschaften und Argumentarien 
wurden in allen Aktivitäten und dank 
der guten Koordination mit den ver-
schiedenen Partnern wirkungsvoll und 
breit abgestützt in die Bevölkerung und 
die Zielgruppen getragen. 
Im Dezember 2016 ging mit dem Ende 
des NPA eine erfolgreiche Ära zu Ende. 
Viel konnte erreicht werden in den acht 
Jahren der Programmlaufzeit: Es wur-
den wirksame Massnahmen entwickelt 
und umgesetzt, wissenschaftliche 
Grundlagen erarbeitet und die Informa-
tionen zu Alkoholmissbrauch verständ-
lich und fundiert – dank Partner und 
Kampagnen – der Bevölkerung vermit-
telt. Gestärkt – nicht zuletzt auch dank 
der hervorragenden Zusammenarbeit 
mit den Kantonen – wurde das NPA 2017 
in die neuen Strategien Sucht und NCD 
(NCD: non-communicable diseases, 
nichtübertragbare Krankheiten) über-
führt. Gemeinsam mit den Akteuren der 
Alkoholprävention wird die Arbeit im 
Rahmen der neuen Strategien weiterge-
hen, denn Alkoholmissbrauch betrifft al-
le und von einer wirksamen Prävention 
profitiert die ganze Gesellschaft. 

Kontakt: 
David Hess-Klein, Sektion Gesundheits- 
förderung und Prävention, 
david.hess-klein@bag.admin.ch
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Alkoholtestkäufe – ein Leitfaden 
mit Online-Schulung 
Testkäufe stellen ein wichtiges Instru-
ment der Prävention dar. Sie prüfen die 
Einhaltung des Gesetzes betreffend den 
Alkoholverkauf an Minderjährige und 
sensibilisieren das Gastgewerbe und 
den Detailhandel. 
2008 haben das BAG und die EAV die Er-
fahrungen aus den Testkäufen zusam-
mengetragen und drauf aufbauend ein 
Handbuch sowie die Onlineschulung 
«Jalk.ch» erstellt. Der Leitfaden ermög-
licht es Kantonen, Gemeinden, Städten 
und NGOs, die Testkäufe schweizweit 
auf gleiche Weise durchzuführen. Die 
Onlineschulung richtet sich vor allem an 
Personen, welche im Detailhandel und 
in der Gastronomie arbeiten und bein-
haltet Wissen, rechtliche Grundlagen 
und konkrete Praxisbeispiele. 
www.eav.admin.ch > Themen > Prä-
vention und Jugendschutz > Schu-
lungsunterlagen, www.jalk.ch

Alkohol am Arbeitsplatz –  
eine umfassende Website  
und Beratungsangebote
Im Jahr 2009 erstellte Sucht Schweiz  
eine umfassende Website zum Thema 
Alkohol und Arbeit. Das Projekt «Alko-
hol am Arbeitsplatz» des Blauen Kreu-
zes bietet Firmen Unterstützung an, et-
wa in Form von Referaten, Schulungen 
und Coachings von Vorgesetzten bis hin 
zur Entwicklung eines betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements. 
www.alkoholamarbeitsplatz.ch

MobileCoach Alkohol –  
ein Programm zur Reduktion des 
Rauschtrinkens
Beim Tool «MobileCoach Alkohol» han-
delt es sich um ein internet- und mobil-
telefonbasiertes Programm zur Redukti-
on des Rauschtrinkens und zur 
Förderung eines sensiblen Umgangs mit 

Ende 2008 – Start des NPA: Der Umset-
zungsplan wird realisiert und die Partner 
werden begrüsst.
2009 – Aufbauphase: Die Begleitgruppe 
wird ins Leben gerufen und erste Mass-
nahmen wie Jugendschutzkonzepte, das 
Handbuch Testkäufe und Weiterbildungen 
für Verkaufspersonal werden angegangen. 
�2010 – Der Finanzierungsprozess wird 
gestartet und ein Expertengremium ein-
gesetzt. Das Gremium beurteilt jährlich 
die von Organisationen eingegebenen 
Präventionsprojekte. Weitere Massnah-
men wie beispielsweise die Ergänzung 
der  Tagung «Kantonale Aktionspläne 
Alkohol» (KAP) durch regionale KAP-
Plus-Veranstaltungen werden umgesetzt. 
Alkohol wird am Arbeitsplatz, an Schulen 
und im ausserschulischen Bereich von 
verschiedenen Seiten thematisiert. Der 
Handlungsbedarf im Versorgungsbereich 
wird geklärt.
2011 – Die erste Dialogwoche Alkohol 
findet statt. Sie ist Teil der Präventions-

Ausgewählte Projekte der Umsetzungspartner des NPA 

Meilensteine des Nationalen Programms Alkohol (2008–2016) 

Alkohol bei Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen. Im Rahmen des NPA wird 
das Programm durch das Schweizer In-
stitut für Sucht- und Gesundheitsfor-
schung (ISGF) optimiert und durch 
Fachstellen für Suchtprävention an Be-
rufs- und Mittelschulen implementiert.
www.isgf.uzh.ch >  Projekte > Alkohol > 
MobileCoach Alkohol

Le Caméléon – ein Theaterforum
Le Caméléon ist ein Theaterforum aus 
der Westschweiz, welches der Sensibili-
sierung zum Thema Alkohol dient und 
Jugendliche mittels Theater zur Reflexi-
on des eigenen Verhaltens rund um den 
Alkoholkonsum anregen soll. Unter dem 
Titel «Alkohol: Sie ist blau und er sieht 
rot» richtet sich das Projekt an Schüle-
rinnen und Schüler. 
www.lecameleon.ch  

Häusliche Gewalt und Alkohol –  
ein Handbuch 
Auf Grundlage der vom BAG durchge-
führten Studie «Gewalt in der Partner-
schaft und Alkohol» hat der Fachver-
band Sucht nationale und internationale 
Good-Practice-Beispiele, Modelle und 
Methoden für die Beratung von Betroffe-
nen zusammengestellt. Fachpersonen 
aus den Bereichen der Sucht-, Alkohol-, 
Täter/-innen- und Opferberatung wur-
den stärker miteinander vernetzt und 
Handlungsempfehlungen zuhanden der 
Fachpersonen erarbeitet. 
www.fachverbandsucht.ch > Publikatio-
nen > Häusl. Gewalt und Alkohol 

Alkoholintoxikationen –  
ein Praxishandbuch
Im Jahr 2012 wurden in der Schweiz ca. 
11 600 Personen mit einer Alkoholinto-
xikation hospitalisiert. Sucht Schweiz 
hat Wissen und Expertenstandpunkte 
zum Thema zusammengetragen und das 
Praxishandbuch «Interventionen bei 

kampagne «Ich spreche über Alkohol». 
Rund 230 Akteure der Alkoholpolitik füh-
ren schweizweit über 600 Aktivitäten 
durch und machen das Thema Alkohol in 
Schulen, am Stammtisch, in Jugend-
treffs, in der Politik und im Film zum 
Gespräch und bieten eine Diskussions-
plattform. Das erste Suchtmonitoring 
zum Konsumverhalten der Bevölkerung 
wird durchgeführt. 
2012 – Der Bundesrat verlängert das NPA 
bis 2016. Die Hälfte der Massnahmen 
konnte bereits umgesetzt werden, so z.B. 
die Webseite Alter und Sucht und die 
verbesserte Berichterstattung zum Alko-
holzehntel. 
2013 – Start der zweiten Programmphase 
mit überarbeitetem Umsetzungsplan und 
einer Fokussierung auf zentrale Themen. 
Gemeinsam mit den Umsetzungspart-
nern wird ein Wirkungsmodell erarbeitet. 
Die Zusammenarbeit mit den Kantonen 
wird intensiviert, auch durch die Erarbei-
tung des Instruments «Erfolgsfaktoren». 

Dieses unterstützt kantonale Verwaltun-
gen bei der Beurteilung des Istzustandes 
ihrer Alkoholpolitik und hilft ihnen bei 
deren Weiterentwicklung.
2014 – Neue Kampagnenelemente wie die 
zentrale Informationsplattform alcohol-
facts.ch und ein humorvolles Quiz mit 
vielen relevanten Informationen werden 
in einem partizipativen Prozess erarbei-
tet. 
2015 – Alle Massnahmen laufen. Die Alko-
holpräventionskampagne erscheint mit 
der konkreten Präventionsfrage «Wie viel 
ist zu viel?». Sie fördert den Dialog und 
will die Bevölkerung zum Nachdenken 
über die eigene Grenze beim Alkoholkon-
sum anregen. Das Quiz mit vielen rele-
vanten Informationen, Web-Banner, Inse-
rate, Kurzfilme, Rail eBoards sowie die 
Streuung des Alkohol-Quiz durch die Part-
ner steigern die Wahrnehmung der Alko-
holproblematik und auch der Dialogwo-
che in der Schweizer Bevölkerung. An 
den Themen Sensibilisierung- und Fort-

bildungsaktivitäten zu Kurzinterventio-
nen für Ärzte und Ärztinnen, Alkohol im  
familiären Umfeld und Alkohol in der 
Schwangerschaft wird gearbeitet. Eine 
nationale Tagung zur Selbsthilfe wird 
erfolgreich durchgeführt.
2016 – Alle Massnahmen wurden termin-
gerecht umgesetzt. Einige Folgeprojekte 
werden in die neuen Strategien über-
führt, so z.B. die Sensibilisierung im 
Bereich der ambulanten Pflege.

Projekte in Federführung des BAG und der strategischen 
Partner des NPA.

akuter Alkoholintoxikation» verfasst. Es 
dient Fachleuten im Gesundheitsbe-
reich, Spitalleitungen und der Politik bei 
der Entwicklung, der Verbesserung und 
dem Ausbau der Betreuung von Patien-
tinnen und Patienten, die aufgrund einer 
Alkoholintoxikation hospitalisiert wur-
den. 
www.suchtschweiz.ch > Präventions-
themen > Alkoholintoxikation

Mama trinkt, Papa trinkt – eine 
Website für Kinder und Jugendli-
che aus alkoholbelasteten Familien
Die Website von Sucht Schweiz bietet 
Kindern und Jugendlichen aus alkohol-
belasteten Familien auf niederschwelli-
ge Art und Weise leicht verständliche In-
formationen und Hilfe. Sie können 
Fragen an das Expertenteam von Sucht 
Schweiz stellen und sich mit anderen 
Betroffenen in einem Forum austau-
schen. Weitere Projekte ergänzen das 
zentrale Thema Jugendschutz.
www.mamatrinkt.ch, www.papatrinkt.ch  

Kurzintervention Ärzteschaft –  
eine Fortbildung
Für Ärztinnen und Ärzte bietet Radix / 
Infodrog gemeinsam mit Partnern Sensi-
bilisierungs- und Fortbildungsaktivitä-
ten zu Kurzinterventionen und Motivie-
render Gesprächsführung an. Die 
Ärztinnen und Ärzte werden dadurch 
befähigt, die Patientinnen und Patienten 
mit der nötigen Sicherheit auf den Alko-
holkonsum anzusprechen und kompe-
tente Unterstützung zu bieten. 
www.infodrog.ch > Themen > Alkohol > 
Kurzintervention > Ärzteschaft

Nationaler Aktionstag Alkohol- 
probleme
Der «Nationale Aktionstag Alkoholprob-
leme» wird seit dem Jahr 1997 vom 
Fachverband Sucht in Co-Leitung mit 
Sucht Schweiz durchgeführt und mit 

Mitteln des NPA unterstützt. Er findet al-
le zwei Jahre, alternierend zur Dialog-
woche, statt. Verschiedene Standaktio-
nen in der ganzen Schweiz bieten den 
Fachstellen Gelegenheit, mit der Bevöl-
kerung in Kontakt zu treten. Der Tag soll 
die Bevölkerung für die Folgen des Alko-
holmissbrauchs sensibilisieren und den 
Institutionen der Alkoholpräventionsbe-
ratung und -therapie eine Plattform zur 
Bekanntmachung ihrer Angebote bieten. 
www.aktionstag-alkoholprobleme.ch 

Stärkung der Selbsthilfe – eine  
Tagung und ein SuchtMagazin
Die Tagung «Selbsthilfe in der Suchtar-
beit» wurde aufgrund einer von Infodrog 
durchgeführten Analyse durchgeführt. 
Das Ziel war es, die Angebote der Selbst-
hilfe im Bereich der Früherkennung und 
Frühintervention und in der Nachsorge, 
aber auch als ergänzendes Angebot zur 
professionalisierten Alkohol- und Sucht-
behandlung, bekannter zu machen. Zu-
dem war eine Ausgabe des SuchtMaga-
zins dem Thema «Selbsthilfe und Sucht» 
gewidmet. 
www.infodrog.ch > Themen > Selbsthilfe

Alcochoix – ein Programm zur  
Konsumreduktion
Alcochoix ist ein aus Kanada stammen-
des Programm. Es richtet sich an alkohol- 
abhängige Personen und hilft ihnen bei 
der Reduktion des Konsums auf ein 
selbst festgelegtes Ziel und dem besseren 
Kalkulieren ihres Konsums. Groupement 
Romand d’Etudes des Addictions (GREA) 
hat das Programm angepasst und auf ei-
ne breite Zielgruppe ausgeweitet.
www.alcochoix.ch  
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Die Präventionsprogramme in der öffentlichen Wahrnehmung
Präventionsprogramme sind umfassend und komplex. Ins-
titutionelle Massnahmen schaffen, verändern und anpas-
sen – das sind wichtige Aufgaben aller Programme, um ge-
setzte Ziele effizient und erfolgreich zu erreichen. Das 
alleine genügt jedoch nicht. Nebst der Fachkommunikation 
ist eine wichtige Massnahme deshalb auch die zielgruppen-
gerechte Kommunikation für die Bevölkerung. Denn sollen 
Wissen, Einstellung und Verhalten verändert werden, müs-
sen die einzelnen Zielgruppen in jeweils passender Weise 
angesprochen werden. Die im Rahmen der Programme ent-
standenen Informationsmaterialien (z.B. Websites, Flyer, 
Broschüren etc.) tragen dazu bei, die Gesundheitskompe-
tenz der Menschen zu erhöhen, und werden auch von Part-
nern genutzt und an deren Zielgruppen verteilt.
Prävention ist im Kern eine kommunikative Aufgabe. Einge-
bettet in legislative, strukturelle, organisatorische und erzie-
herische Massnahmen sprechen Gesundheitskampagnen in 
erster Linie die Gesamtbevölkerung an. Klare Botschaften 
und Slogans («Wie viel ist zu viel?» in der Alkoholkampag-
ne; «Ich bin stärker.» in der Tabakkampagne) in Bezug auf 

Drogen – SafeZone.ch und Hepatitis-C-Kampagne
Das Projekt SafeZone.ch wurde 2014 in Kooperation zwischen Bund, Kantonen und Institutionen 
lanciert. Es bietet Onlineberatung zu Suchtfragen für Betroffene, Angehörige und Nahestehen-
de, Fachpersonen sowie Interessierte. Für User besteht die Möglichkeit verschiedener Bera-
tungsformen: via Mail, Sprechstunde, Chat usw. Diese Angebote sind kostenlos und anonym. 
Das SafeZone.ch-Beratungsteam besteht zurzeit aus 32 Personen mit langjähriger Erfahrung in 
der Beratung und Begleitung von Konsumierenden und deren Angehörigen. Die Verbreitung von 
Hepatitis C ist im Drogenbereich immer noch überdurchschnittlich hoch. 
Deshalb wurde 2009 die nationale Sensibilisierungskampagne hepatitis c von Infodrog in Zu-
sammenarbeit mit dem BAG lanciert. Die Kampagne richtet sich an Suchtfachleute und Drogen-
konsumierende und stellt diesen aktuelle Informations- und Präventionsmaterialien zur Verfü-
gung. Viele Institutionen, insbesondere im niederschwelligen Bereich, führen damit jährliche 
Aktionstage für Klientinnen und Klienten durch. Zur Kampagne gehören auch Weiterbildungen 
für Mitarbeitende aus Suchthilfeinstitutionen, Gefängnissen und dem Pflegebereich. Seit Beginn 
wurden über 600 Suchtfachleute geschult und zwei Tagungen durchgeführt. 

Projekte Ernährung und Bewegung
In den acht Jahren des Nationalen Programms Ernährung und Bewegung 2008–2016 
war eines der Ziele die Sensibilisierung der Bevölkerung für die Relevanz von Ernährung 
und Bewegung für die Gesundheit und das Zurverfügungstellen und Bündeln aktueller 
Daten rund um die Themen Ernährung, Bewegung und Körpergewicht. Die Publikation 
ausgewählter Indikatoren erfolgte alle zwei Jahre u.a. in einer Broschüre (MOSEB). Eine 
umfassende Online-Indikatorensammlung wurde ein- bis zweimal jährlich mit neusten 
Daten aktualisiert. Das BAG lancierte mit Partnern und Arbeitgebern Projekte und Kom-
munikationsmittel wie Poster und Bewegungstipps, um mehr Bewegung in den Alltag zu 
bringen und das Bewusstsein für langdauerndes Sitzen zu stärken (Auf-Stehen). Gerade 
Unternehmen können viele Bewegungsanreize für Arbeitnehmende schaffen. Das 
Schweizer Fernsehen SRF organisierte 2015 mit Unterstützung der drei Bundesämter für 
Gesundheit, für Sport und für Energie die Aktionswoche «SRF bewegt». Ziel war es, die 
Menschen zu motivieren, sich spielerisch im Alltag, ohne finanzielle Aufwendungen, zu 
bewegen und damit etwas für sich und die eigene Gesundheit zu tun.

Onlineberatungsplattform SafeZone.ch Plakat «hepatitis c» 2016

Aktionswoche «SRF bewegt», © SRF

Poster «Auf-Stehen» Broschüre «MOSEB»

Über 70% der Schweizerinnen
und Schweizer sind in ihrer
Freizeit aktiv und fördern damit 
ihre Gesundheit. Trotzdem sitzen 
viele bis zu 15 Stunden am Tag. 

Neuste Studien zeigen, dass 
regelmässiges Unterbrechen 
von langem Sitzen wichtig für 
die Gesundheit ist und die
Freizeitaktivitäten ideal ergänzt. 
Aufstehen ist leicht gemacht, 
hat eine grosse Wirkung und 
kann einfach in den Tagesablauf 
integriert werden: 

Schon gewusst? 
Wer sich regelmässig bewegt, legt nicht nur 
Muskeln zu. Knochen, Gelenke und Organe 
werden stärker, die Abwehrkraft, die Gedächtnis-
leistung und das Lernvermögen nehmen zu. 

Bewegung hält Körper und Seele fit und schützt 
vor Atemwegs-, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Krebs, Diabetes und Rückenleiden. Mehr Tipps 
und Informationen: www.bag.admin.ch/auf-stehen 

Beim Mittagessen

In der Freizeit

Beim Abendessen

Zu Hause Unterwegs

Auf dem Arbeitsweg

Am Arbeitsplatz

In Sitzungen

Beim Ausruhen

Beim Frühstücken

Stunden
sitzen wir
täglich.15

biszu

MOSEB Ernährung 
& Bewegung in  
der Schweiz
19 ausgesuchte Indikatoren des Monitoring- 
Systems Ernährung und Bewegung einfach  
erklärt nach Lebensphasen

2016
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TEILEN VON 
PFEIFE - MUNDSTÜCK - RÖHRLI • •
TEILEN VON 
NADEL - FILTER - LÖFFEL - WASSER • •

UNGESCHÜTZTER GESCHLECHTSVERKEHR • •

BLUTKONSERVEN (VOR 1990) • •

VON MUTTER ZUM KIND • •
TATTOOS UND PIERCINGS 
(MIT NICHT STERILEN INSTRUMENTEN) • •
TEILEN VON 
ESSBESTECK - TRINKGLÄSER − −

TEILEN VON 
ZAHNBÜRSTEN - RASIERKLINGEN • •

SICH TESTEN LASSEN • •

SICH IMPFEN LASSEN • −

SICH BEHANDELN LASSEN • •

• WAS SIE TUN KÖNNEN

• ÜBERTRAGUNGSWEGE VON HEPATITIS

A3_deutsch_hepC.indd   1 27.04.2016   15:16:17
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Die Präventionsprogramme in der öffentlichen Wahrnehmung
Dialogwoche Alkohol und Alkoholpräventionskampagne
Die nationale Dialogwoche Alkohol zur Kampagne «Ich spreche über Alkohol» wurde 
zum Start des NPA gemeinsam mit Sucht Schweiz sowie den sprachregionalen Fachver-
bänden Fachverband Sucht, GREA und Ticino Addiction konzipiert. Einen wichtigen 
Beitrag haben auch die Partner der Trägerschaft wie z.B. bfu, Blaues Kreuz, Swiss Olym-
pic usw. sowie die Kantone geleistet. Partnerschaftlich entstand im Austausch eine Bot-
tom-up-Kampagne mit der Dialogwoche Alkohol als Herzstück. 
2015 erschien die neue Alkoholpräventionskampagne «Wie viel ist zu viel?». Die Frage 
soll weiterhin den Dialog fördern und impliziert, dass eine gewisse Menge okay ist, es 
jedoch eine Grenze gibt. Da diese Grenze je nach Person und je nach Situation unter-
schiedlich ist, bietet die Kampagne Orientierungshilfe. Zusätzlich gibt die Kampagne 
der Bevölkerung ein humorvolles Quiz mit vielen relevanten Informationen an die 
Hand. Ausserdem stärken Top-down-Massnahmen wie Web-Banner, Inserate, Kurzfilme 
usw.  die nationale Wahrnehmung der Kampagne. 

Die Tabakpräventionskampagnen
Die Tabakpräventionskampagne der Jahre 2008 und 2009 stand im Zeichen der Normali-
sierung des Nichtrauchens. Persönlichkeiten aus Kultur, Sport und Gesellschaft brachten 
zum Ausdruck, weshalb es «eigentlich logisch» ist, dass «weniger Rauch, mehr Leben» 
bedeutet. Das grafische Element der geknickten Zigarette ist bis heute erhalten geblieben. 
Die Marke SmokeFree mit dem leeren SmokeFree-Päckchen wurde 2011 und 2012 als 
Gegenkonzept zur Markenwelt der Tabakindustrie eingeführt. Die Kampagne zeigte in 
attraktiven Bildern die Vorteile und die echte Freiheit des Nichtrauchens.
Gemeinsam mit Kantonen und NGOs hat das BAG im Jahr 2015 eine neue SmokeFree-
Kampagne lanciert mit dem motivierenden Slogan «Ich bin stärker.». Während im ersten 
Kampagnenjahr die Wolke um die Köpfe als augenfälliges Sinnbild auf die Problematik 
des Rauchens aufmerksam machte, hat sich die Wolke im Jahr 2016 verzogen. In TV-Spots, 
auf Anzeigen und Plakaten sind nun die Gesichter der zuvor verhüllten Personen zu se-
hen, zusammen mit der geknickten Zigarette in den Händen, als Symbol für den erfolg-
reich geschafften Rauchstopp. 

Eigentlich logisch, 2009
«Weniger Rauch, mehr Leben.»

Inserat der Kampagne 2015–2017

Frage und Antwort aus dem Alkoholquiz (zu bestellen unter alcohol-facts.ch) Logo der Dialogwoche Alkohol 2011 und 2013

SmokeFree, 2011
«Keine Zigarette ist besser.»

SmokeFree, 2015
«Ich bin stärker.»

SmokeFree, 2016
«Ich bin stärker.»

das eigene – allenfalls problematische – Verhalten sensibili-
sieren und motivieren für einen gesunden Lebensstil und 
den damit verbundenen Gewinn an Lebensqualität. 
Eine Kampagne verleiht dem Programm ein Gesicht. Sie ist 
jedoch eine Massnahme innerhalb eines umfassenden 
übergeordneten Massnahmen-Mixes. Die Kampagnen lie-
fern NGOs, Kantonen, Parlamentarierinnen und Parlamen-
tariern sowie weiteren in die Prävention Involvierten ein 
auf die wichtigsten Botschaften zugespitztes Argumentari-
um für deren eigene Arbeit. Und: Sie zeigen auch auf, dass 
hier ganz offensichtlich ein Problem besteht. 
Kommunikation sorgt also auch dafür, dass die Sensoren 
der Öffentlichkeit für die Anliegen der Prävention auf Be-
reitschaft gestellt bleiben und wirkt unterstützend über die 
Arbeit an der Basis hinaus.  Und nicht zuletzt ist eine konti-
nuierliche Kommunikation wichtig, um die Informationsho-
heit für alle relevanten Themen zu behalten.

* 8 Rp. pro Minute ab Festnetz

 ANTONIO HÖRT AUF.

DAS SCHAFFST AUCH DU.
DAS SCHAFFST AUCH DU.

Die Rauchstopplinie unterstützt dich:

                 0848 000 181*

Ich bin stärker.
smokefree.ch

Eine Partnerkampagne von BAG, Kantonen und NGOs,
finanziert durch den Tabakpräventionsfonds.

10832 Wolke Muellmann F4 de_def.indd   1 05.03.15   09:13

Die Kampagne wird durch den 
Tabakpräventionsfonds finanziert.

Keine Z igarette ist besser.
www.smokefree.ch

Mit Rauchen aufhören und schon nach wenigen Tagen eine ver- 
besserte Lungenfunktion spüren. Steigen Sie auf SmokeFree um.  
Jetzt. Rauchstopplinie 0848 000 181 (8 Rp./Min.)

   Die neue 

Freiheit 
  verleiht deiner

Lunge 
 Flügel.

Weniger Rauch, mehr Leben.

Diego Benaglio: 
«Jugendliche zum Rauchen zu verführen, liegt nicht drin.»

Personen, die mit 15 Jahren zu rauchen beginnen, sterben mit einer 
Wahrscheinlichkeit von 50% frühzeitig an den Folgen ihres Tabak- 
konsums. Eigentlich logisch, dass Jugendliche nicht zum Rauchen 
 verführt werden sollen.

Rauchstopplinie 0848 000 181 (8 Rp./Min. Festnetz) www.bravo.ch

 c
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Eine Partnerkampagne mit:
Sucht Schweiz, Fachverband Sucht,
Groupement Romand d’Etudes des Addictions GREA,
Ticino Addiction und Kantone

Du kannst deinen Bierbauch 
nicht eine Ehe lang einziehen.

Wie viel ist für meine Ehe zu viel?

A B C

ElefantenVerliebte MännerOmas

Wer verträgt Alkohol  
am schlechtesten?

10896 BAG_Kartenquiz_V1_de.indd   3 23.03.15   10:26

A

Richtig ist Antwort A.

Ältere Menschen haben weniger Wasser im Körper  
und reagieren deshalb empfindlicher  

auf Alkohol. Da sie auch häufiger Medikamente  
nehmen, die mit Alkohol zu Nebenwirkungen führen, 

tragen sie zusätzliche Risiken.

10896 BAG_Kartenquiz_V1_de.indd   4 23.03.15   10:26

Kontakt: Adrian Kammer, Leiter Sektion Kampagnen, 
adrian.kammer@bag.admin.ch
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Massnahmenpakete Drogen. Die 
Viersäulendrogenpolitik der 
Schweiz ist heute noch für viele 
Länder ein nachahmenswertes 
Beispiel im Umgang mit der Dro-
genproblematik. Die Erfolge der 
letzten zwanzig Jahre dürfen sich 
durchaus sehen lassen: Die offe-
nen Drogenszenen sind ver-
schwunden, die Drogentodesfälle, 
die HIV-Ansteckungsrate und auch 
die Drogenkriminalität sind zu-
rückgegangen und die öffentliche 
Sicherheit hat sich verbessert. Das 
Drogenproblem ist nicht gelöst, 
aber die Schweiz hat zu einem 
pragmatischen und menschenwür-
digen Umgang mit der Drogenpro-
blematik gefunden. Per Ende 2016 
lief das dritte Massnahmenpaket 
Drogen aus. Die Viersäulendro-
genpolitik wird nun im Rahmen 
der alle Suchtformen umfassen-
den Nationalen Strategie Sucht zur 
Viersäulensuchtpolitik weiter 
entwickelt.

Die Anfänge der Schweizer Drogenprob-
lematik gehen zurück auf die Zeit der 
Flower-Power-Bewegung, die den Kon-
sum illegaler Drogen zum Symbol der 
Auflehnung gegen das Establishment er-
hob. Die erste Welle des Drogenkonsums 
erreichte die Schweiz Ende der 1960er- 
Jahre. Die durch dieses bisher kaum be-
kannte Phänomen aufgeschreckte Ge-
sellschaft reagierte prompt und zuerst 
vor allem repressiv: 1975 stellte eine Re-
vision des Betäubungsmittelgesetzes 
nicht nur den Handel, sondern auch den 
Drogenkonsum unter Strafe. In diese 
Zeit fiel auch der Aufbau der ersten dro-
genspezifischen ambulanten und statio-
nären Einrichtungen, in der Regel auf 
private Initiative hin.

Die Schweizer Drogenpolitik – ein Pioniermodell 
Massnahmenpakete Drogen I 
und II 

Die anfänglich auf den drei Säulen – Prä-
vention, Therapie und vor allem Repres-
sion – basierende Drogenpolitik wurde 
gegen Ende der 1980er-Jahre von den 
Städten, die am stärksten unter den öf-
fentlich sichtbaren Auswirkungen der 
Drogenproblematik litten, um schadens-
mindernde Angebote ergänzt. Dabei 
ging es in erster Linie darum, Drogenab-
hängige vor dem Tod infolge Drogenkon-
sums oder der Verelendung zu bewah-
ren und die Verbreitung von Aids 
einzudämmen. Der zunehmende öffent-
liche und vor allem auch mediale Druck, 
der die Schweiz als Drogensumpf dar-
stellte, begünstigten ein Umdenken in 
Gesellschaft und Politik. In der Folge 
wurden die ersten Drogeninjektionsräu-
me, Spritzentauschprojekte sowie nie-
derschwellige Wohn-, Arbeits- und Be-
treuungsangebote eingerichtet. Das 
entsprach einem Paradigmawechsel, 
weil die Hilfsangebote nicht mehr nur 
ausstiegswillige Drogenabhängige er-
reichten, sondern auch solche, die dazu 
(noch) nicht bereit oder willens waren. 

Der Bund nahm die von den Städten ini- 
tiierte Entwicklung auf und gab der Vier-
säulendrogenpolitik mit dem ersten 
Massnahmenpaket des Bundes zur Ver-
minderung der Drogenprobleme (MaPa-
Dro 1991–1996) einen konzeptuellen 
Rahmen. Das geschah unter der Ägide 
der damals neu in den Bundesrat ge-
wählten Ruth Dreifuss, der das Engage-
ment für die Drogenpolitik ein besonde-
res Anliegen war. In ihr fand die 
Viersäulendrogenpolitik einen politi-
schen Rückhalt gegen den zu Beginn 
sehr starken politischen Widerstand. Im 
Vordergrund des MaPaDro I lag die Ver-
minderung der Heroinproblematik. Die 

Suchtmedizin wurde speziell gefördert, 
etwa mit der heroin- und methadonge-
stützten Behandlung, den ärztlich über-
wachten Kontakt- und Anlaufstellen mit 
Injektionsraum, Spritzentauschangebo-
ten sowie medikamentös unterstützten 
Entzügen.

Stand beim MaPaDro I die Entwicklung 
und Etablierung der Viersäulendrogen-
politik im Vordergrund, ging es im zwei-
ten Massnahmenpaket in den Jahren 
1998 bis 2006 darum, diese Politik zu 
konsolidieren und schweizweit zu ver-
ankern. Der Erfolg dieser Drogenpolitik 
widerspiegelt sich auch in der Wahrneh-
mung des Drogenproblems in der Bevöl-
kerung. Anfang der 1990er-Jahre befan-
den 74 Prozent Drogen als eines der fünf 
grössten Probleme der Schweiz, heute 
liegt das Thema Drogen auf dem Sorgen-
barometer der Bevölkerung auf Platz 17. 
Es ist gelungen, die Drogenproblematik 
auf ein gesellschaftlich akzeptiertes 
Mass zu reduzieren. Eine abschliessen-
de Lösung wird es wohl nie geben, weil  
der Konsum von bewusstseinsverän-
dernden Substanzen immer wieder und 
in verschiedensten Formen ein gesell-
schaftlich und kulturell bedeutsames 
Thema war. Es ist aber bemerkenswert, 
dass die Schweiz einen Weg gefunden 
hat, mit diesem äusserst komplexen ge-
sellschaftlichen Problem einen ange-
messenen Umgang zu finden. 

MaPaDro III
Die wesentliche Erkenntnis aus den bei-
den ersten Massnahmenpaketen war, 
dass der Erfolg der Viersäulendrogenpo-
litik vor allem einer verbesserten Ab-
stimmung zwischen den Massnahmen 
aller vier Säulen zu verdanken war. Be-
sondere Bedeutung wurde dem Zusam-
menspiel von Repression und Schaden-
minderung zugemessen. Demgemäss 
stellte das dritte Massnahmenpaket die 
säulenübergreifende Zusammenarbeit 
zwischen öffentlicher Gesundheit und 
öffentlicher Sicherheit in den Vorder-
grund. Das dritte Massnahmenpaket 
war somit das erste, das nicht nur vom 
Bundesamt für Gesundheit, sondern 
auch vom Bundesamt für Polizei und 
vom Bundesamt für Justiz mitgetragen 
wurde. Die damit verbundene verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen Polizei und 
Suchthilfe sowohl auf Bundesebene wie 
auch in den Gemeinden stösst auch heu-
te noch in vielen Ländern auf Erstaunen. 
Fachliche Schwerpunkte des MaPaDro 
III waren die Verankerung eines sucht-
formübergreifenden Präventionsansat-
zes und insbesondere des Konzeptes der 
Früherkennung und Frühintervention. 
Besondere Beachtung wurde der Quali-
tätsentwicklung und der Weiterbildung 
des Fachpersonals geschenkt. Dafür 
wurde unter anderem die Qualitätsnorm 
QuaTheDA entwickelt.

Vom Heroin zu synthetischen 
Drogen

War es in den 1990er-Jahren das Heroin 
mit seinen teilweise desaströsen Auswir-
kungen auf die Betroffenen, die nicht nur 

körperliche Schäden und Krankheiten 
wie HIV, Hepatitis C oder zu oft auch den 
Tod einschlossen, sondern auch das ge-
sellschaftliche und soziale Leben der Be-
troffenen fast gänzlich zerstörte, sind es 
heute vermehrt andere Substanzen wie 
Cannabis, synthetische Drogen und Ko-
kain, die konsumiert werden, und auch 
die Konsummuster haben sich verändert. 
Durch die Expansion der Nachtökono-
mie kommt es vermehrt zu Problemen 
mit synthetischen Drogen oder Kokain, 
zu Gewalt und sexuellen Übergriffen, zu 
Littering und Lärmbelastung im öffentli-
chen Raum. Doch nicht nur illegale Dro-
gen spielen dabei eine Rolle, sondern 
insbesondere auch der Alkohol. Das 
Drogenproblem im öffentlichen Raum ist 
deshalb heute untrennbar mit Fragen 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
verbunden. Auch hier besteht deshalb in 
Zukunft vermehrt Bedarf an säulenüber-
greifender Zusammenarbeit zwischen 
Repression, Suchtprävention, Schadens-
minderung und Therapie. 

Internet – Fluch und Segen
Heute ist die offene Drogenszene kaum 
mehr sichtbar. Das Internet gewinnt im 
Zusammenhang mit Drogen dagegen 
stark an Bedeutung. Einerseits für den 
Handel illegaler Drogen, der im abgesi-
cherten sogenannten Darknet alle denk-
baren illegalen Drogen zum Kauf bereit-
hält. Andererseits informieren sich 
Internetanwender über Substanzen und 
tauschen sich untereinander über deren 
Wirkung aus. Die Anonymität des Inter-
nets eröffnet allerdings auch der Sucht-
hilfe neue Wege. Insbesondere die in der 
realen Welt nur schwer zugänglichen 
Freizeitkonsumierenden können im In-
ternet besser erreicht werden. Das von 
Kantonen und Bund gemeinsam getrage-
ne Onlineportal SafeZone.ch (s. Seite 10) 
bietet internetgestützte Suchtberatung 
für Betroffene und Angehörige an. 

Von der Drogen- zur Suchtpolitik
Diese Entwicklung macht deutlich, dass 
die Drogenproblematik heute kein iso-
liertes Phänomen mehr darstellt, son-
dern mit einer Vielzahl anderer gesell-
schaftlicher Probleme verknüpft ist. 
Wir wissen nicht, wohin die Reise geht 
bzw. in welcher Form sich die Suchtpro-
blematik der Zukunft zeigen wird: Neue 
psychoaktive Substanzen, Medikamente, 
Glücksspiel, Risikoexzesse, Internet, 
Neuroenhancement, medizinische Ver-
wendung von illegalen Betäubungsmit-
teln, Cannabisregulierung – alle diese 
Themenbereiche sind im Umbruch und 
werden uns vor neue Herausforderun-
gen stellen.

Es wird immer Menschen geben, die es 
nicht schaffen, einen gesundheits- und 
sozialverträglichen Umgang mit legalen 
oder illegalen Suchtmitteln aller Art zu 
pflegen. Ein Ablassen von präventiven, 
schadenmindernden, therapeutischen 
und auch regulatorischen Massnahmen 
würde deshalb über kurz oder lang zu 
einem erneuten Problemanstieg führen. 
Das zu verhindern, ist das Ziel der im 
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Interview mit Eveline Bohnen-
blust. Unsere Gesprächspartnerin 
ist Leiterin der Abteilung Sucht 
des Gesundheitsdepartements 
des Kantons Basel-Stadt. Mit ihr 
schauen wir zurück auf die bisheri-
ge Schweizer Drogenpolitik und 
schauen voraus auf die neue 
Suchtstrategie und die zukünfti-
gen suchtpolitischen Herausforde-
rungen aus der Perspektive des 
Stadtkantons.

spectra: Wie beurteilen Sie die 
Zusammenarbeit mit dem Bund 
im Rahmen der drei Massnah-
menpakete Drogen?

Eveline Bohnenblust: Die Zusammenar-
beit mit dem BAG habe ich als sehr posi-
tiv erlebt. Die Koordination durch den 
Bund ist wesentlich, denn die Kantone 
könnten im Alleingang ihre Aufgaben 
nicht so effizient erfüllen. Es gibt zwar 
ansatzweise interkantonale Kooperatio-
nen, beispielsweise im Bereich der Spiel-
sucht, aber das betrifft nur einzelne Auf-
gaben. Die übergeordnete Koordination 
wird vor allem durch die Koordinations- 
und Dienstleistungsplattform Sucht des 
BAG gewährleistet. Dort findet der Aus-
tausch zwischen den Kantonen, aber 
auch zwischen den Städten statt. So kön-
nen erfolgreiche Praktiken, die in einem 
Kanton entwickelt werden, in den ande-
ren Kantonen bekannt gemacht werden. 
Denn nicht alles muss neu erfunden wer-
den. Andererseits können die Kantone 
Synergien auf der Angebotsseite nutzen.

Die Schweizer Drogenpolitik gilt 
seit Anfang der 90er-Jahre auch 
international als Erfolgsmodell. 
Worin bestehen aus Ihrer Sicht 
deren grösste Erfolge?

Die offenen Drogenszenen dieser Zeit wa-
ren leider wohl ausschlaggebend für den 
Durchbruch dieses Erfolgsmodells. Da-
durch hat das Drogenproblem ein Gesicht 
bekommen. Und dadurch wurden scha-
densmindernde Massnahmen möglich, 
die ohne diesen «gesellschaftlichen Lei-
densdruck» kaum denkbar gewesen wä-
ren. Angefangen bei der methadonge-
stützten Behandlung bis hin zur 
heroingestützten Behandlung oder den 

Die Schweizer Drogenpolitik – ein Pioniermodell 

Den Menschen die nötige Konsumkompetenz vermitteln

letzten Jahr vom Bundesrat genehmig-
ten, alle Suchtformen umfassenden Na-
tionalen Strategie Sucht. Sie ist die logi-
sche Konsequenz aus der Entwicklung 
der drei Massnahmenpakete bzw. der 

darin zum Ausdruck kommenden Er-
kenntnis, dass letztlich nicht die einzel-
nen Suchtmittel das eigentliche Problem 
darstellen, sondern die banale, sich aber 
immer wieder fatal auswirkende Schwä-

che des Menschen, das gute Mass aus 
den Augen verlieren. 

Kontakt:
Markus Jann, Sektion Politische 
Grundlagen und Vollzug,
markus.jann@bag.admin.ch

Kontakt- und Anlaufstellen. All das war 
gesetzlich nicht geregelt, wurde aber un-
ter dem Druck der offenen Drogenszene 
möglich. Das war damals ein unheimli-
cher Innovationsschub. Es war die Geburt 
der niederschwelligen Suchtarbeit bzw. 
der Erweiterung der bisher auf Präventi-
on, Therapie und Repression ausgerichte-
ten Dreisäulenpolitik um die Schadens-
minderung zur Viersäulenpolitik. Der 
Wille zur Abstinenz war nicht mehr länger 
eine unabdingbare Voraussetzung, um 
Hilfe zu bekommen, sondern es wurde ak-
zeptiert, dass auch Drogenabhängige An-
spruch auf Hilfe haben, die noch nicht 
willens oder fähig sind, den Ausstieg aus 
der Sucht zu schaffen. Das war auch für 
die gesellschaftliche Diskussion wichtig. 
Heute sehe ich die Gefahr, dass wir einen 
Rückschritt machen könnten, weil die 
Drogenproblematik nicht mehr so öffent-
lich sichtbar ist. Das macht es viel schwie-
riger, Unterstützung und insbesondere  
Finanzen für schadenmindernde Mass-
nahmen zu erhalten. Die gesetzliche  
Verankerung der Viersäulenpolitik im 
Rahmen der Revision des Betäubungsmit-
telgesetzes von 2011 (siehe Box) war des-
halb von zentraler Bedeutung. Vorher hat 
man die Viersäulenpolitik zwar gelebt, 
aber die gesetzliche Grundlage fehlte. 

25 Jahre nach der Schliessung 
der offenen Drogenszenen ist der 
Missbrauch von illegalen Drogen 
für die Schweizerinnen und 
Schweizer kein vordringliches 
Problem mehr. Hat die Schweiz 
denn heute überhaupt noch ein 
Drogenproblem?

Die Sucht als Phänomen wird nie ver-
schwinden, jede Gesellschaft konsumiert  
bewusstseinsverändernde Substanzen, 
das zeigt uns die Geschichte. Es kommen 
immer wieder neue Substanzen auf den 
Markt und auch Verhaltenssüchte gera-
ten vermehrt in den Fokus. Mit neuen ge-
sellschaftlichen Entwicklungen ändern 
sich auch die Konsummuster. So gibt es 
zunehmend Hinweise, dass LSD in Mik-
rodosen konsumiert wird, um die Hirn-
leistung zu steigern – und nicht des Rau-
sches wegen. Das entspricht den 
Bedürfnissen unserer Leistungsgesell-
schaft. Dass die Suchtproblematik heute 

nicht mehr so im öffentlichen Bewusst-
sein steht, hängt damit zusammen, dass 
sich die breite Bevölkerung durch die ak-
tuellen Suchtprobleme weniger bedroht 
fühlt. Wenn ich selber nicht betroffen bin, 
was interessiert es mich, ob jemand zum 
Beispiel mit seinem Handykonsum Prob-
leme hat und dieses nicht mehr ausschal-
ten kann? Wichtig ist aber: Wenn wir von 
Suchtproblemen sprechen, dann spre-
chen wir von einem kleinen Teil der Be-
völkerung. Die grosse Mehrheit kann mit 
Suchtmitteln umgehen.

Das Heroinelend der 80er- und 
90er-Jahre bekam man in erster 
Linie mit einer Medizinalisierung 
der Suchtproblematik in den Griff 
– etwa durch ärztlich überwachte 
Konsumräume oder Substituti-
onsbehandlungen und Heroinab-
gabe. Ist dies auch der richtige 
Ansatz, um mit den aktuellen 
suchtpolitischen Herausforde-
rungen umzugehen? 

Nein, ganz gewiss nicht. Im Heroinbe-
reich war das absolut richtig, Heroin ist 
eine stark abhängig machende Substanz 
und eine Substitution oder medikamentö-
se Behandlung war angebracht. Auch im 
Alkoholbereich geht es in eine ähnliche 
Richtung. Da braucht es die Medizin ab 
einem gewissen Punkt. 
Im Bereich der neuen Substanzen, die in 
der Partyszene konsumiert werden, oder 
im Bereich Verhaltenssüchte wäre die 
Medizinalisierung aber der falsche An-
satz. Denn es sind ja Dinge, die in unserer 
täglichen Lebenswelt stattfinden. Hier 
braucht es viel mehr Prävention und ganz 
wesentlich: Früherkennung. Ab einem 
Zeitpunkt ist es klar eine Krankheit und 
dann braucht es die Medizin, aber das 
gilt nur für einen kleinen Teil der Betrof-
fenen. 
In den vier Säulen der Drogenpolitik wur-
de die Säule der Schadensminderung in 
der Regel mit den Überlebenshilfeange-
boten wie Kontakt- und Anlaufstellen 
oder die Spritzenabgabe gleichgesetzt. 
Schadensminderung ist aber wesentlich 
mehr: Schadensminderung ist sicheres 
Nachtleben, Schadensminderung ist kon-
trollierter Konsum oder z.B. auch das 
Umsteigen vom Rauchen zu einem Vapo-
rizer usw. Der Begriff der Schadensmin-
derung muss erweitert und in andere Zu-
sammenhänge eingebracht werden, 
nicht nur im Bereich des illegalen Dro-
genkonsums. 
Das Hauptziel muss sein, dass die Men-
schen kompetent werden im Umgang mit 
Suchtmitteln aller Art. Dafür braucht es 
zielgruppenspezifische, gesundheitsför-
dernde und präventive Massnahmen. 
Ebenso ist zu berücksichtigen, dass sich 

nicht nur die Suchtrisiken, sondern auch 
die Behandlungsbedürfnisse und wirksa-
men Interventionen über die Lebenspha-
sen hinweg verändern. Gesundheitsför-
derung, Prävention und insbesondere 
Früherkennung sind deshalb lebenslange 
Aufgaben.

Wo würden Sie sich zukünftig ein 
stärkeres Engagement des 
Bundes in der Drogenpolitik 
wünschen?

Vom Bund würde ich mir wünschen, dass 
er vermehrt zu suchtrelevanten Themen 
und Risiken  informiert. Es gibt immer 
wieder neue Entwicklungen und Studien, 
die aufzeigen, dass das, was heute ge-
macht wird, einfach nicht mehr zeitge-
mäss ist. Da können wir mittlerweile 
auch vom  Ausland lernen. Da vermisse 
ich vom BAG manchmal innovative An-
sätze und die frühere Bereitschaft, den 
Lead zu übernehmen. Das Erarbeiten von 
solchen Grundlagen ist nicht unsere 
Kernaufgabe, aber wir brauchen diese, 
um weitere Schritte entwickeln zu kön-
nen.
Nach bald zehn Jahren wäre es zudem 
langsam an der Zeit, das Betäubungsmit-
telgesetz zu überprüfen. Vor allem im 
Cannabisbereich wird aufgrund der in-
ternationalen Entwicklungen der letzten 
Jahre deutlich, dass es seinen Zweck 
kaum mehr erfüllen kann.
Wesentlich sind auch Weiterentwicklun-
gen in Bezug auf die Gesundheitsförde-
rung, die Prävention und die Früherken-
nung. Diese stehen jedoch unter 
zunehmendem Spardruck. Bundesrat 
Berset hat es an der Konferenz Gesund-
heit2020 deutlich gesagt: Es ist erwiesen, 
dass Prävention funktioniert und Gelder 
spart. Diese Botschaft, insbesondere 
wenn sie von höherer Stelle kommt, ist für 
uns Kantone und Städte von grosser Be-
deutung, denn sie hilft, Unterstützung für 
entsprechende Massnahmen zu erhalten. 

Die vollständige Fassung des Interviews ist 
unter www.spectra-online.ch abrufbar.

Teilrevision des Betäubungsmittelgesetzes – ein drogenpolitischer Meilenstein
Mit der Teilrevision des BetmG vom 1. Juli 2011 wurde die auf Prävention, Therapie 
und Repression beruhende Dreisäulendrogenpolitik um die Säule Schadensminde-
rung (Injektionsräume, Spritzenaustausch etc.) zur Viersäulenpolitik weiterentwi-
ckelt und gesetzlich verankert. Auch die heroingestützte Behandlung für Abhängige, 
bei denen andere Behandlungsformen versagt haben, wurde geregelt. Weitere 
wichtige Änderungen betrafen die Stärkung des Kinder- und Jugendschutzes, die 
Früherkennung sowie neue Möglichkeiten für die beschränkte medizinische Anwen-
dung von Betäubungsmitteln bei schweren Erkrankungen.
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Nationales Programm Ernährung 
und Bewegung 2008–2016 (NPEB 
2008–2016). Lebensfreude hat viel 
mit Bewegung und Ernährung zu 
tun, denn: Wer sich ausgewogen er-
nährt und sich viel bewegt, legt den 
Grundstein für seine Gesundheit 
und fühlt sich dabei auch gut. Das 
Ende 2016 ausgelaufene Programm 
wollte die Bevölkerung in der 
Schweiz ermutigen, durch einen ge-
sunden Lebensstil etwas für die ei-
gene Gesundheit und Lebensfreude 
zu tun sowie die nötigen Rahmen-
bedingungen dafür schaffen. Vieles 
wurde realisiert und viel Bewährtes 
wird in der neuen NCD-Strategie 
weitergeführt und ausgebaut.  

Die Bedeutung einer gesunden Ernährung 
und ausreichender Bewegung ist den 
meisten Menschen bekannt. Und doch 
gibt es viele, die das zu wenig beherzigen. 
Die Gründe sind vielschichtig und kom-
plex, aber wir alle können uns bewusst 
werden darüber, wie wir unserer Gesund-
heit möglichst lange Sorge tragen wollen, 
und entsprechend handeln. So liessen sich 
vermehrt nichtübertragbare Krankheiten 
verhindern. Diese Entwicklung kennt 
nicht nur die Schweiz. Die Weltgesund-
heitsorganisation WHO hat schon im Jahr 
2004 eine «Globale Strategie für Ernäh-
rung, Bewegung und Gesundheit» und 
2006 eine «Europäische Charta zur Be-
kämpfung der Adipositas» verabschiedet. 
Die Schweiz hat diese Grundsatzpapiere 
mitgetragen und der Bundesrat hat am 18. 
Juni 2008 das BAG beauftragt, das Natio-
nale Programm Ernährung und Bewegung 
in Koordination mit seinen Partnern zu er-
arbeiten und umzusetzen. 

Partner des NPEB
Beteiligt am Programm waren neben dem 
Bundesamt für Gesundheit (BAG), das die 
Programmleitung innehatte, auch das 
Bundesamt für Sport (BASPO), die Stiftung 
Gesundheitsförderung Schweiz (GF-CH) 
und die Schweiz. Konferenz der kantona-
len Gesundheitsdirektorinnen und -direk-
toren (GDK) sowie 2014 mit seiner  
Gründung das Bundesamt für Lebensmit-
telsicherheit und Veterinärwesen (BLV). 
Neben BAG, BASPO, GF-CH und BLV ha-
ben andere Bundesämter wie auch die In-
dustrie und NGOs Aktivitäten lanciert, die 
zur Erreichung der Ziele beitrugen. So et-
wa das Bundesamt für Raumentwicklung 
(ARE) mit innovativen Ansätzen zur Inte-
gration der Bewegungsförderung in die 
Raumplanung und das Bundesamt für 
Strassen (ASTRA) mit der Förderung des 
Langsamverkehrs durch sichere und  
attraktive Rad- und Fusswege. 

Ziele und Aktivitäten 
Die sektorenübergreifende Koordination 
und die Vermittlung von positiven Bot-
schaften, wie «Essen geniessen» und 
«Wohlbefinden bei Bewegung», waren ei-
nige der Hauptanliegen des Programms. 
Damit sollte die Eigenverantwortung der 
Bevölkerung in der Schweiz gestärkt und 
freiwillige Massnahmen der Wirtschaft ge-
fördert werden. 

Eine Standortbestimmung 
kurz vor Ende der Programm-
laufzeit hat dem Programm 
eine positive Note gegeben:

�Programmmanagement 
(BAG/BLV/BASPO/GF-CH/
GDK): Die strategische Lei-
tung des Programms traf sich 
regelmässig und diskutierte 
frühzeitig die Nachfolgestra-
tegie (NCD-Strategie). Die Zu-
ständigkeiten sind heute klar 
verteilt. 

Setting Umwelt (BAG/BAS-
PO): Die geförderten Projekte 
tragen dazu bei, dass der Be-
völkerung dank der struktu-
rellen Bewegungsförderung 
mehr Bewegungsmöglichkei-
ten zur Verfügung stehen, Be-
wegungshindernisse abge-
baut und die Sicherheit im 
Langsamverkehr erhöht wer-
den konnte. Konkret hat das 
BAG durch die Koordinations-
stelle für nachhaltige Mobili-
tät KOMO (früher Dienstleis-
tungszentrum für innovative 
und nachhaltige Mobilität 
DZM) jährlich ein innovatives 
Langsamverkehrsprojekt un-
terstützt. Das BAG beteiligte 
sich an der Weiterentwick-
lung der KOMO und hat zu-
sammen mit anderen Bundes-
ämtern einen Leitfaden zum 
Thema Freiraumentwicklung erarbeitet. 
Dank den Modellvorhaben für Nachhaltige 
Raumentwicklung werden landesweit in 
den Agglomerationen bewegungsfreundli-
che Freiräume umgesetzt.

Setting Arbeitsplatz (BAG/GF-CH): Zu 
den erfolgreichen Aktivitäten im Bereich 
Bewegungsförderung am Arbeitsplatz 
zählt das mit der SUVA und GF-CH lan-
cierte Pilotprojekt Nestmove bei Nestlé. 
Aus der Zusammenarbeitsvereinbarung 
zwischen der SUVA, GF-CH und dem BAG 
ist weiter ein Angebot für Unternehmen 
zu körperlicher Aktivität, Ergonomie, Er-
nährung und Stress entstanden. Die Mig-
ros Vaud setzt dieses Angebot im Rahmen 
eines Pilotprojekts um. 

Setting Medizin (BAG): Die «Prävention 
in der Gesundheitsversorgung» zu stär-
ken, ist ein Ziel der neuen NCD-Strategie. 
Der Ansatz wird mit dem Pilotprojekt Gi-
rasole verfolgt. Einen Schlüsselfaktor 
nimmt darin die Bewegung ein. 

Monitoring, Datenerhebungen (BAG/BLV/
BASPO/GF-CH): Mit dem Monitoringsys-
tem Ernährung und Bewegung MOSEB 
(www.moseb.ch) wurde ein wichtiges  
strategisches Grundlageninstrument für  
Präventionsmassnahmen geschaffen, das 
mittels 58 Indikatoren über die Ernäh-
rungs- und Bewegungssituation der 
Schweizer Bevölkerung Aufschluss gibt.
 
�Information, Politik (BAG/BLV/BASPO): 
Für die Information der Öffentlichkeit und 
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der Fachwelt wurden zahlreiche Massnah-
men ergriffen: eine Website, regelmässige 
Newsletter zu aktuellen Themen, pointierte 
Informationen etwa zum sitzenden Lebens-
stil (zusammen mit dem BASPO) sowie die 
Aktualisierung und Bekanntmachung der 
Bewegungsempfehlungen des Netzwerkes 
hepa.ch. Die Ernährungsplattform ERPLA 
wurde für den Austausch im Ernährungs-
bereich genutzt. Die Themen Ernährung 
und Bewegung in andere Sektoralpolitiken 
und auf internationaler Ebene einzubrin-
gen, wurde über Ämterkonsultationen, die 
Mitarbeit an diversen Strategien, Konzep-
ten, multisektoralen Programmen und Gre-
mien gefördert. International hat das BAG 
ein Expertentreffen der WHO zur Ausar-
beitung der Bewegungsstrategie finanziert 
und mitorganisiert sowie aktiv an der Be-
wegungsstrategie mitgearbeitet. Das BLV 
hat den Vorsitz des European Salt Action 
Network (ESAN) der WHO Europa über-
nommen und koordiniert den internationa-
len Austausch und das Capacity-Building.
�
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
(BAG/BLV): Die Aktivitäten im Bereich Er-
nährung hat 2014 das BLV übernommen. 
Mit der Initiative actionsanté von BAG und 
BLV wird die Wirtschaft ermutigt, durch 
freiwilliges Engagement die Rahmenbe-
dingungen im Bereich Ernährung und Be-
wegung so zu verändern, dass der Schwei-
zer Bevölkerung die gesunde Wahl leichter 
fällt. Die Salzstrategie führte im Rahmen 
der Aktionsversprechen von actionsanté 
in vier Lebensmittelgruppen der Partner 
zur Herabsetzung des Salzgehalts um bis 

zu zehn Prozent. Eine Reduktion des Salz-
gehaltes im Brot wurde zusammen mit 
dem Bäckerverband gar ohne Aktionsver-
sprechen realisiert. Im Rahmen der De-
klaration von Mailand verpflichteten sich 
im August 2015 zehn Schweizer Unter-
nehmen, ihre Rezepturen für Joghurts 
und Frühstückscerealien zu überarbeiten 
und in den kommenden vier Jahren die 
Zuckergehalte zu reduzieren. 

Aktivitäten BASPO: Die Ziele bezogen auf 
die Anzahl der Teilnehmenden an Ange-
boten in den Bereichen des Kinder- und 
Jugendsports (J+S) und des Erwachsenen-
sports (esa) wurden übertroffen. Die Rück-
meldungen von Partnern und anderen Be-
obachtungen zeigen eine konstante bis 
steigende Nachfrage sportlicher Angebote 
bei Erwachsenen und tendenziell eine Zu-
nahme sportlicher Aktivitäten.

Aktivitäten GF-CH und Kantone: Die Akti-
vitäten im Rahmen des NPEB beziehen sich 
auf die Kantonalen Aktionsprogramme 
(KAP) Ernährung und Bewegung. Es wur-
den insgesamt mehr Kinder und Jugendli-
che sowie Multiplikatoren erreicht. 20 Kan-
tone, die rund 90 Prozent der Bevölkerung 
in der Schweiz abdecken, engagierten sich 
mit gleichbleibenden finanziellen Mitteln. 
Die geplanten Massnahmen haben sich seit 
2011 fast verdoppelt und sind zu einem 
Drittel umgesetzt.

Abschliessend ist festzustellen, dass sich 
zwischen 2002 und 2012 mehr Erwachse-
ne ausreichend bewegt haben. Im Bereich 
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durch ein bewegungsfreundliches Um-
feld (strukturelle Bewegungsförderung) 
erreicht werden. In der Schweiz werden 
viele der geforderten Massnahmen in 
den fünf vorrangigen Handlungsfeldern 
bereits umgesetzt.

Modellvorhaben Nachhaltige 
Raumentwicklung 2014–2018

Mit den Modellvorhaben unterstützt der 
Bund Projekte von Akteuren, die neue 
Ansätze für die Umsetzung einer nach-
haltigen Raumentwicklung erproben. 
Angestrebt wird u.a. eine Verbesserung 
der Lebensqualität (inkl. Gesundheit) 
durch schweizweit bewegungsfördernde 
Freiräume in den Agglomerationen und 
eine Vernetzung der Naherholungsgebie-
te durch den Langsamverkehr. Am  
Programm beteiligt sind neben dem fe-
derführenden Bundesamt für Raument-
wicklung (ARE) und dem BAG sechs wei-
tere Bundesämter. Es fokussiert auf die 
sektorenübergreifende Zusammenarbeit. 

Koordinationsstelle für nachhal-
tige Mobilität (KOMO)*

KOMO ist die zentrale Anlaufstelle des 
Bundes zu Fragen der nachhaltigen Mobili-
tät. Sie unterstützt innovative Mobilitäts-
projekte. Zudem ermöglicht sie als Wis-
sensplattform den Austausch unter 
Akteuren. Seit 2016 hat das Bundesamt für 
Energie (BFE) die Leitung von KOMO, wel-
che die Funktion und Aufgabengebiete des 
Dienstleistungszentrums für innovative 
und nachhaltige Mobilität (DZM) übernom-
men hat. Getragen wird sie vom BAG und 
von fünf weiteren UVEK-Ämtern.

Sechs Höhepunkte der vergange-
nen acht Jahre zeigen, wie umfas-
send das Bundesamt für Gesund-
heit (BAG) mit dem Nationalen 
Programm Ernährung und Bewe-
gung (NPEB) Massnahmen für ei-
nen gesunden Lebensstil zur Vor-
beugung nichtübertragbarer 
Krankheiten vorangetrieben hat.

Monitoring-System Ernährung 
und Bewegung (MOSEB)

Mit dem MOSEB haben das BAG und 
seine Partner eine umfangreiche Samm-
lung repräsentativer Daten zur Ernäh-
rungs- und Bewegungssituation in der 
Schweiz aufgebaut. Es bildet eine wichti-
ge Grundlage für die Planung und Um-
setzung von Präventionsmassnahmen. 
Per Ende 2016 ist das MOSEB beendet 
worden. Es dient nun als Basis für das 
neue Monitoring-System NCD, das die 
Umsetzung der Nationalen Strategie Prä-
vention nichtübertragbarer Krankheiten 
(NCD-Strategie) begleitet.

Bewegungsstrategie der  
WHO Europa

2015 hat die WHO der Region Europa mit 
Unterstützung des BAG die Europäische 
Strategie Bewegung für Gesundheit 
entwickelt. Es ist die erste Bewegungs-
strategie der WHO überhaupt. Ziel ist, 
die Inaktivität unter der europäischen 
Bevölkerung bis 2025 um 10 Prozent zu 
reduzieren. Dies soll unter anderem 
durch Bewegungsförderung bei Kindern, 
Jugendlichen, Erwachsenen und Senio-
ren sowie am Arbeitsplatz, aber auch 

BAG-Highlights des Nationalen Programms Ernährung und Bewegung (NPEB)  

Betriebliche Gesundheits- 
förderung

Der im Januar 2016 unterzeichnete 
Vertrag zwischen BAG, SUVA und Ge-
sundheitsförderung Schweiz bekräftigt 
eine Zusammenarbeit, die bereits 2012 
im Rahmen des NPEB begonnen hat. 
Kompetenzen und Ressourcen werden 
gebündelt, um den Unternehmen, die 
sich für die Gesundheit ihrer Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter engagieren 
möchten, eine einheitliche Methodik 
und einheitliche Werkzeuge anbieten zu 
können. Insbesondere werden Ansätze 
entwickelt, die die wichtigsten vier Be-
reiche – Bewegung, ausgewogene Er-
nährung, Ergonomie und psychische 
Gesundheit – gleichzeitig angehen.

Girasole
Seit Oktober 2016 rekrutiert der Kanton 
Tessin die ersten Patientinnen und Pati-
enten im Rahmen des Pilotprojekts 
Girasole. Dieses Pilotprojekt, das vom 
BAG zwei Jahre lang unterstützt wird, 
soll die Risikofaktoren für nichtüber-
tragbare Krankheiten bei erwachsenen 
Patientinnen und Patienten reduzieren, 
die ihren Hausarzt oder ihre Hausärztin 
aufsuchen. Bewegung gilt dabei als 
Schlüsselfaktor. Im Mittelpunkt dieser 
Intervention steht die motivierende 
Gesprächsführung. 

* �Diesem Spectra liegt eine Informations-
broschüre zur KOMO bei.

nen einen gesunden Lebensstil der 
Bevölkerung zu fördern. Im Gegenzug 
können sie das Logo von actionsanté für 
die Kommunikation in Zusammenhang 
mit ihrer Aktion verwenden und profitie-
ren von weiteren Angeboten. 
Kurz, dieses Engagement im Sinne der CSR 
(Corporate Social Responsibility) bedeutet 
Imagegewinn, Anerkennung seitens BAG/
BLV, Wertschätzung der Bemühungen, das 
Umfeld der Konsumentinnen und Konsu-
menten so zu gestalten, dass ein gesundes 
Konsumverhalten gefördert wird.
Ausserdem organisiert actionsanté eine 
Jahreskonferenz mit ihren Partnern, um 
die Vernetzung zu fördern, die Aktionen 
der Partner vorzustellen und sich mit The-
men zu befassen, wo noch ein vermehrtes 
Engagement notwendig ist (z.B. Salzstra-
tegie, Langsamverkehr usw.).

Wie kann die Qualität der Akti-
onsversprechen sichergestellt 
werden? Wie kann man vermei-
den, dass actionsanté von den 
Unternehmen nur aus Image-
zwecken benutzt wird?	

Die Unternehmen stellen im Rahmen einer 
Absichtserklärung ihre Aktion vor und 
ebenso die Ziele, die sie mit dieser Aktion 
erreichen wollen. Um Partner von action-

actionsanté, ein Highlight des 
NPEB. Roger Darioli gibt Auskunft 
über die Entstehung, die Ziele und 
das Erreichte der Initiative action- 
santé des Bundesamts für Gesund-
heit BAG und des Bundesamts für 
Lebensmittelsicherheit und Veteri-
närwesen BLV. Sie wird auch in der 
neuen NCD-Strategie weitergeführt.

Warum wurde actionsanté  
2009 ins Leben gerufen?

actionsanté wollte vor allem einen bisher 
noch kaum eingeschlagenen Weg be-
schreiten und die Zusammenarbeit mit 
wirtschaftlichen und institutionellen Ak-
teuren suchen. Diese Akteure bergen  
grosses Potenzial im Präventionsbereich: 
Indem sie ihr Angebot oder ihre Tätigkeit 
nach dem Motto «make the healthy choice 
the easy choice» gestalten, können sie auf 
das Umfeld von Einzelpersonen einwirken 
und deren Gesundheitsverhalten positiv 
beeinflussen.
Bei der Konzepterarbeitung konnten wir 
auf Erfahrungen im Ausland zurückgrei-
fen. Die EU-Kommission (Generaldirekti-
on Gesundheit und Verbraucher) hat 2005 
ihre Aktionsplattform lanciert. Andere 
EU-Staaten sind diesem Beispiel gefolgt.

Was konnte seit 2009 mit dieser 
Initiative erreicht werden?

Fast alle grossen Player der Lebensmittel-
branche sind oder waren Partner. 23 Part-
ner gaben 37 Aktionsversprechen ab, vor 
allem in den Aktionsbereichen Lebensmit-
telreformulierung. Die Aktionsverspre-
chen betreffen etwa die Salz- und Zucker-
reduktion in einem breiten Spektrum von 
Produkten und die Einschränkung von an 
Kinder gerichtete Werbung für ungesunde 
Produkte.
Das Bewusstsein zu schaffen für die Not-
wendigkeit von Lebensmittelreformulie-
rungen, ist heute ein etabliertes Thema in 
der Industrie. Dies zeigt sich z.B. am Run-
den Tisch von Mailand, wo sich die wich-
tigsten Schweizer Joghurt- und Früh-
stückscerealien-Hersteller mit Alain 
Berset zusammengefunden haben, um die 
Zuckerreduktion in diesen Produktgrup-
pen anzugehen.

Welche Motivation haben Unter-
nehmen, sich freiwillig bei ac-
tionsanté zu engagieren? Wie 
profitieren Unternehmen, die 
sich bei actionsanté engagieren?

Die Partnerschaft beruht auf dem Win-
win-Prinzip: Die Unternehmen tragen ei-
nerseits dazu bei, durch freiwillige Aktio-

santé zu werden, müssen die vorgeschla-
genen Aktionen den verschiedenen Auf-
nahmekriterien entsprechen. Zusätzlich 
erklärt sich das Unternehmen bereit, sei-
ne Aktion am Ende des Jahres einer 
Selbstevaluation zu unterziehen.
Die Bewertung von Aktionsversprechen 
geschieht entweder durch die Experten-
gruppe actionsanté (EGAS) und der dort 
definierten Kriterien oder anhand von in-
ternationalen Kriterien, z.B. des WHO-Eu-
ropa Nutrient Profile.

Die vollständige Fassung des Interviews ist 
unter www.spectra-online.ch abrufbar.

actionsanté – Wenn Unternehmen Verantwortung für die Gesundheit 
der Schweizer Bevölkerung übernehmen 
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Zur Person
Dr. med. Roger Darioli 
ist Honorarprofessor 
an der Universität 
Lausanne und ehe-
maliger Chefarzt der 
Beratungsstelle für 
kardiovaskuläre Prä-

vention CHUV-PMU in Lausanne. Der-
zeit ist er Stiftungsratspräsident  
des Schweizerischen Vitamininstituts in 
Epalinges/Lausanne und Vizepräsident 
der Schweizerischen Gesellschaft für 
Ernährung.

Übergewicht bei Kindern und Jugendli-
chen ist ein leichter Rückgang feststell-
bar.

Rückblick und Ausblick  
der Programmpartner

Die beteiligten Programmpartner zeigen 
sich zufrieden mit dem Erreichten. Mit 
MOSEB stehen heute allen Partnern 
wertvolle Grundlagendaten zur Verfü-
gung. Gemeinsame Aktivitäten im Be-
reich Bewegungsförderung am Arbeits-
platz (BAG, GF-CH, SUVA) und 
actionsanté (BAG, BLV) wiederum haben 
Synergien geschaffen. Durch den regel-
mässigen Informationsaustausch zwi-
schen den NPEB-Partnern konnten Dop-
pelspurigkeiten frühzeitig erkannt 
werden und das Programm hat zur 
Schärfung der Rollen beigetragen. Das 
NPEB hat es erlaubt, dass sich das BAG 
im Setting Umwelt klar positionieren 
konnte und es hat neue Zugänge zum 
Thema Ernährung und Bewegung im 
Setting Medizin aufgezeigt. 

Die NCD-Strategie nimmt ab 2017 die 
Anliegen des NPEB auf. Bereits heute er-
folgreiche Aktivitäten wollen die Pro-
grammpartner weiterführen. 

Kontakt:
Gisèle Jungo, Sektion Gesundheits- 
förderung und Prävention,  
gisele.jungo@bag.admin.ch
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geklärt sind. Die entsprechenden Arbeiten 
werden über die Nationalen Präventions-
programme hinausgehen und ich bin 
überzeugt, dass die Zusammenarbeit zur 
Zufriedenheit aller Beteiligten nochmals 
optimiert werden kann. In 16 Kantonen 
gibt es heute kantonale Tabakpräventi-
onsprogramme und es ist das Ziel, diese 
Zahl weiter zu erhöhen. 

Das Nationale Programm Ernährung und 
Bewegung sicherte insbesondere die Ko-
ordination und die Absprache zwischen 
Akteuren auf nationaler und kantonaler 
Ebene. 20 Kantone arbeiten heute in die-
sem Bereich eng und erfolgreich mit Ge-
sundheitsförderung Schweiz zusammen 
und setzen mit kantonalen und lokalen 
Partnern Projekte zur Förderung eines ge-
sunden Körpergewichts um. Diese Pro-
gramme sind gut etabliert. Das BAG konn-
te in Bezug auf Versprechen der Wirtschaft 
zur Förderung gesundheitsförderlicher 
Produkte bemerkenswerte Erfolge erzie-
len. Und die Investitionen des BLV im Rah-
men der Ernährungsstrategie und des 
BASPO im Rahmen von Jugend+Sport und 
der Förderung des Erwachsenensports 
sind seit langer Zeit ein zentraler Pfeiler 
der Bewegungsförderung und der Förde-
rung einer gesunden Ernährung. 
Das MaPaDro diente Bund und Kantonen 
zur Entwicklung von Lösungen im Bereich 
der Prävention und Behandlung von Sucht- 
erkrankungen, zur Konsolidierung und 
nationalen Abstützung des Viersäulenmo-
dells im revidierten Bundesgesetz über die 
Betäubungsmittel und zur Weiterentwick-
lung der Suchtpolitik, beispielsweise im 
Bereich Früherkennung und Frühinter-
vention.

Welches ist das zentrale Thema 
im Bereich der Prävention für die 
Kantone? Wie konnte diesem 
Anliegen in den neuen Strate-
gien Sucht und NCD Rechnung 
getragen werden?

Schon heute führen etliche Kantone Prä-
ventionsprogramme (z.B. Ernährung und 
Bewegung, Tabakprävention) durch. Es ist 
sinnvoll, dass die Aktivitäten von NGOs, 
privaten Organisationen, Gesundheitsli-
gen usw. in den Kantonen koordiniert und 
aufeinander abstimmt werden. So fliessen 

Interview Stefan Leutwyler.  Der 
stellvertretende Zentralsekretär der 
Schweiz. Konferenz der kantona-
len Gesundheitsdirektorinnen und 
-direktoren (GDK) blickt zurück auf die 
Nationalen Präventionsprogramme 
und das Erreichte – und blickt voraus 
in die neuen Strategien Sucht und 
NCD sowie die neuen Anforderungen 
an die künftige Präventionsarbeit. Die 
GDK hat an der Erarbeitung der neu-
en Strategien mitgewirkt, denn die 
Kantone sind ein wichtiger Partner in 
der Umsetzung, die seit Anfang des 
Jahres angelaufen ist. 

Welchen Beitrag konnte die GDK 
an die Nationalen Präventions-
programme Alkohol, Tabak, Er-
nährung und Bewegung sowie 
Drogen (MaPaDro) leisten?

Aufgabe der kantonalen Direktionskonfe-
renzen im Bereich der Prävention ist es – 
wie bei allen anderen gesundheitspoliti-
schen Themen – ein Bindeglied zwischen 
den Kantonen und nationalen Akteuren zu 
bilden und damit einerseits die Interessen 
der Kantone auf nationaler Ebene einzu-
bringen, andererseits die Koordination der 
Aktivitäten von staatlichen und privaten 
Akteuren zu verbessern. Durch den Einsitz 
in den strategischen Leitungen und den 
operativen Gremien der Nationalen Prä-
ventionsprogramme Tabak, Alkohol, Er-
nährung und Bewegung konnte dies ge-
währleistet werden. Unter dem Dach der 
Massnahmenpakete Drogen haben die 
Kantone in Abstimmung mit dem Bund in-
tegrierte Angebote und Zusammenarbeits-
modelle in der Prävention und Behandlung 
von Suchterkrankungen entwickelt und 
betrieben. In der Präventions- und Sucht-
politik erfolgt Innovation oftmals von der 
Basis her über die Kantone oder Städte 
zum Bund, wie die aktuellen Bemühungen 
um neue Regulierungsmodelle im Bereich 
Cannabis beispielhaft zeigen. 
Es gehört zudem zur zentralen Aufgabe 
der GDK, den Meinungsbildungsprozess in 
den Kantonen zu politischen Vorlagen auf 
nationaler Ebene zu unterstützen und sich 
im Interesse der Kantone auch gegenüber 
den Fachorganisationen, der Bundesver-
waltung oder den parlamentarischen Ins-
tanzen zu positionieren. In den letzten 
Jahren betraf dies insbesondere die Arbei-
ten zur Revision der Alkoholgesetzgebung, 
die Schaffung eines Tabakproduktegeset-
zes und die Revision des Betäubungsmit-
telgesetzes. 

Wie beurteilen die Kantone die 
vier Programme im Rückblick? 

Ich ziehe ganz klar eine positive Bilanz aus 
den Nationalen Präventionsprogrammen, 
welche die Akteure in der Prävention nä-
her zusammengebracht und so wichtige 
Errungenschaften ermöglicht haben. Eini-
ge davon zielten auch direkt auf die Unter-
stützung der Kantone in der Präventions-
arbeit ab. 
Im Bereich Alkohol denke ich an das mit 
den Kantonen erarbeitete Erfolgsfaktoren-
modell, welches diesen ermöglicht, Opti-
mierungspotenzial im Hinblick auf eine 
möglichst kohärente und wirksame Alko-
holpräventionspolitik zu erkennen. Das 
BAG hat zudem viel zur Verbesserung des 
Überblicks über die in den Kantonen um-
gesetzten Massnahmen, insbesondere 
auch der gesetzlichen Bestimmungen mit 
Wirkung auf die Prävention, beigetragen, 
indem die entsprechenden Informationen 
systematisch erhoben, aufbereitet und  
zugänglich gemacht wurden. Der Aus-
tausch unter den Akteuren in der Alkohol-
prävention zu alkoholpolitischen The-
men wurde in den immer gut besuchten 
Tagungen zu den kantonalen Aktionsplä-
nen zur Alkoholprävention gefördert. Ein 
wichtiges Produkt des Nationalen Pro-
gramms Alkohol sind die Empfehlungen 
zu Jugendschutzkonzepten an Veranstal-
tungen, welche von der Konferenz der 
kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und 
-direktoren (GDK), der Konferenz der kan-
tonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen 
und -direktoren (KKJPD) und der Konfe-
renz der kantonalen Sozialdirektorinnen 
und Sozialdirektoren (SODK) gemeinsam 
verabschiedet wurden.  
Im Bereich der Tabakprävention trug das 
Nationale Programm zu einer verbesser-
ten Koordination unter den Akteuren bei. 
Zum Beispiel durch die gegründete Part-
nerplattform Tabakprävention. Mit der 
Entwicklung und Umsetzung von kantona-
len Tabakpräventionsprogrammen haben 
die Kantone – wesentlich unterstützt 
durch Mittel aus dem Tabakpräventions-
fond (TPF) – erfreulicherweise eine ver-
stärkte Rolle in der Tabakprävention ein-
genommen, die es zu erhalten gilt. Unter 
dem Dach des Programms wurde das Zu-
sammenspiel zwischen den Kantonen und 
dem TPF zu einem «Dauerbrenner». 
Durch gemeinsam erarbeitete Anleitun-
gen zur Programmentwicklung und zu Fi-
nanzierungsrichtlinien konnten wichtige 
Klärungsschritte erreicht werden, wenn 
auch noch nicht alle Fragen abschliessend 

Mittel zielgerichteter und erzielen mehr 
Wirkung. Durch die genannten Finanzie-
rungsstrukturen sind diese Programme 
heute stark substanzorientiert. Viele An-
satzpunkte in der Prävention sind aber 
substanzübergreifend anzugehen. Die Or-
ganisation der Präventionsaktivitäten und 
deren Mitfinanzierung durch national ge-
nerierte Präventionsgelder müssen die-
sem Umstand noch besser Rechnung tra-
gen. Auch können die Erfahrungen aus 
den bisherigen Programmen, mit deren 
Projekten und Massnahmen am meisten 
Wirkung erzielt werden kann, weiterent-
wickelt und ausgetauscht werden. In der 
NCD- und der Suchtstrategie wurden die-
se für die Kantone sehr wichtigen Ziele 
aufgenommen und die entsprechenden 
Umsetzungsarbeiten in die Wege geleitet. 

Welche Bedeutung haben die 
neuen Strategien für die Kantone?

Ich bin überzeugt, dass Prävention und 
Gesundheitsförderung sich nicht nur loh-
nen, sie sind geradezu Bedingung und Vo-
raussetzung für ein bezahlbares Gesund-
heitswesen der Zukunft. Wer in Prävention 
und Gesundheitsförderung investiert, 
spart. Spart Leid, wenn chronische Krank-
heiten verhindert oder verzögert werden, 
spart aber auch viel Geld. Denn was heute 
in die Vorsorge investiert wird, kann mor-
gen als Mehrfaches bei der Versorgung  
gespart werden. Die neuen Strategien be-
halten eine grosse Wichtigkeit als Orien-
tierungsrahmen und zur Gewährleistung 
einer kohärenten Präventionspolitik und 
sind damit auch für die Kantone von zen-
traler Bedeutung.

Die vollständige Fassung des Interviews ist 
unter www.spectra-online.ch abrufbar.

«Wer in Prävention und Gesundheitsförderung investiert,  
spart Leid und Geld.» 

Zur Person
Stefan Leutwyler war 
bis zum 31. März 2017 
stv. Zentralsekretär 
der GDK. Er studierte 
an der Universität 
Fribourg Sozialarbeit/
Sozialpolitik, Recht 

und Pädagogik und absolvierte an der 
Universität Bern ein Nachdiplomstudium 
zum Executive Master of Public Administ-
ration MPA. Bei der GDK beschäftigte er 
sich insbesondere mit Steuerungs- und 
Finanzierungsfragen im Gesundheitswe-
sen sowie der Prävention nichtübertrag-
barer Krankheiten.

«Die neuen Strategien sind 
auch für die Kantone von 
zentraler Bedeutung.»


